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Nr. 31 Papstbotschaft zum 55. Welttag der Sozia-
len Kommunikationsmittel

»Komm und sieh« (Joh 1,46). Kommunizieren, indem 
man den Menschen begegnet, wo und wie sie sind

 
Liebe Brüder und Schwestern,

die Einladung, “zu kommen und zu sehen”, von der die 
ersten stimulierenden Begegnungen Jesu mit den Jün-
gern geprägt sind, ist auch die Methode jeder echten 
menschlichen Kommunikation. Um die Wahrheit des 
Lebens, das zur Geschichte wird, erzählen zu können 
(vgl. Botschaft zum 54. Welttag der sozialen Kommuni-
kationsmittel, 24. Januar 2020), ist es notwendig, die 
bequeme Überheblichkeit des “Weiß ich schon!” abzu-
legen und sich in Bewegung zu setzen; zu gehen, um zu 
sehen, bei den Menschen zu sein, ihnen zuzuhören und 
die Anregungen der Wirklichkeit zu sammeln, die uns 
unter vielerlei Gesichtspunkten immer wieder überra-
schen wird. »Halte staunend die Augen offen für das, 
was du siehst, und lass deine Hände von frischer Lebens-
kraft erfüllt sein, damit die anderen, wenn sie dich le-
sen, mit eigenen Händen das pulsierende Wunder des 
Lebens berühren«, riet der selige Manuel Lozano Garri-
do[1] seinen Journalistenkollegen. Ich möchte daher die 
diesjährige Botschaft dem Aufruf “komm und sieh” 
widmen, als Anregung für jede kommunikative Aus-
drucksform, die klar und ehrlich sein will: in der Redak-
tion einer Zeitung ebenso wie in der Welt des Internets, 
in der alltäglichen Verkündigung der Kirche wie in der 

politischen oder gesellschaftlichen Kommunikation. 
“Komm und sieh” ist die Art und Weise, auf die der 
christliche Glaube mitgeteilt wird, beginnend bei jenen 
ersten Begegnungen an den Ufern des Jordan und des 
Sees Gennesaret. 

Sich die Schuhsohlen ablaufen 

Wenden wir uns dem weiten Themenbereich der Infor-
mation zu. Aufmerksame Stimmen beklagen seit langem 
die Gefahr einer Verflachung in “voneinander abkopier-
ten Zeitungen” oder in einander stark ähnelnden Nach-
richtensendungen in Radio und Fernsehen sowie auf In-
ternetseiten, in denen das Genre der Recherche und 
Reportage an Raum und Qualität verliert und durch eine 
vorgefertigte, autoreferentielle Information in Form ei-
ner “Hofberichterstattung” ersetzt wird, der es immer 
weniger gelingt, die Wahrheit der Dinge und das kon-
krete Leben der Menschen einzufangen, und die weder 
die schwerwiegendsten gesellschaftlichen Phänomene, 
noch die positiven Kräfte, die von der Basis der Gesell-
schaft freigesetzt werden, zu erfassen vermag. Die Krise 
in der Verlagsbranche droht dazu zu führen, dass Infor-
mationen in Redaktionen, vor dem Computer, in den 
Presseagenturen und in sozialen Netzwerken hergestellt 
werden, ohne jemals auf die Straße zu gehen, ohne “sich 
die Schuhsohlen abzulaufen”, ohne Menschen zu begeg-
nen, um nach Geschichten zu suchen oder bestimmte 
Situationen de visu zu verifizieren. Wenn wir nicht für 
Begegnungen offen sind, bleiben wir außenstehende Zu-
schauer, trotz der technologischen Innovationen, die uns 
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eine immer umfassendere Wirklichkeit vor Augen füh-
ren können, in der wir scheinbar versunken sind. Jedes 
Hilfsmittel ist nur dann nützlich und wertvoll, wenn es 
uns dazu führt, hinauszugehen und Dinge zu sehen, von 
denen wir sonst nichts wüssten, wenn es Erkenntnisse 
ins Netz stellt, die sonst nicht verbreitet würden, und 
wenn es Begegnungen ermöglicht, die sonst nicht statt-
finden würden.

Jener detaillierte Bericht im Evangelium

Nach seiner Taufe im Jordan gibt Jesus den ersten Jün-
gern, die ihn kennenlernen wollen, zur Antwort: 
“Kommt und seht” (Joh 1,39), und er lädt sie ein, in der 
Beziehung zu ihm zu verweilen. Mehr als ein halbes 
Jahrhundert später, als Johannes in hohem Alter sein 
Evangelium schreibt, erinnert er an einige Details jenes 
“Berichts”, die seine Anwesenheit vor Ort und die Aus-
wirkungen, die jene Erfahrung auf sein Leben hatte, of-
fenbaren: »Es war um die zehnte Stunde«, schreibt er 
nieder, also um vier Uhr nachmittags (vgl. V. 39). Tags 
darauf – so Johannes weiter in seinem Bericht - erzählt 
Philippus dem Natanaël von der Begegnung mit dem 
Messias. Sein Freund ist skeptisch: »Kann aus Nazaret 
etwas Gutes kommen?« Philippus versucht nicht, ihn mit 
Argumenten zu überzeugen: »Komm und sieh«, sagt er 
ihm (vgl. V. 45-46). Natanaël geht hin und sieht, und von 
jenem Moment an ändert sich sein Leben. Der christli-
che Glaube beginnt auf diese Weise. Und er wird so wei-
tergegeben: als direkte Erkenntnis, hervorgegangen aus 
Erfahrung, nicht nur vom Hörensagen. »Nicht mehr auf-
grund deiner Rede glauben wir, denn wir haben selbst 
gehört«, sagen die Leute zu der Frau aus Samarien, 
nachdem sich Jesus in ihrem Dorf aufgehalten hatte (vgl. 
Joh 4,39-42). Das “Komm und sieh” ist die einfachste 
Methode, eine Wirklichkeit zu erkennen. Es ist die ehr-
lichste Überprüfung jeder Verkündigung, denn um zu 
erkennen, muss man sich begegnen. Ich muss dem Men-
schen, den ich vor mir habe, ermöglichen, zu mir zu 
sprechen, und zulassen, dass sein Zeugnis mich erreicht.

Dank des Mutes vieler Journalisten

Auch der Journalismus als Erzählung der Wirklichkeit 
erfordert die Fähigkeit, dorthin zu gehen, wo sonst nie-
mand hingeht, also einen Aufbruch und den Wunsch, zu 
sehen. Neugierde, Offenheit und Leidenschaft. Wir müs-
sen danken für den Mut und den Einsatz so vieler Me-
dienschaffender - Journalisten, Kameraleute, Filmedito-
ren und Regisseure, die oft unter großen Gefahren 
arbeiten -, wenn wir heute zum Beispiel etwas über die 
schwierige Lage verfolgter Minderheiten in verschiede-
nen Teilen der Welt erfahren; wenn die vielfältige Ge-
walt und Ungerechtigkeit gegen die Armen und gegen 
die Schöpfung angeprangert werden; wenn über so viele 
vergessene Kriege berichtet wird. Es wäre ein Verlust 
nicht nur für die Information, sondern für die gesamte 
Gesellschaft und für die Demokratie, wenn diese Stim-
men verschwinden würden: unsere Menschheit würde 
ärmer werden.

Zahlreiche Begebenheiten auf unserem Planeten, erst 
recht in dieser Zeit der Pandemie, richten an die Welt 
der Kommunikation die Einladung, “zu kommen und zu 
sehen”. Es besteht die Gefahr, die Pandemie und somit 
jede Krise nur unter dem Blickwinkel der reicheren Welt 
zu erzählen, eine “doppelte Buchführung” zu betreiben. 
Denken wir nur an die Frage der Impfstoffe wie auch an 
die medizinische Versorgung im Allgemeinen, an die 
Gefahr der Ausgrenzung der ärmsten Bevölkerungstei-
le. Wer wird uns über die Menschen berichten, die in den 
ärmsten Dörfern Asiens, Lateinamerikas und Afrikas 
auf Heilung warten? Es besteht also die Gefahr, dass die 
sozialen und wirtschaftlichen Ungleichheiten auf welt-
weiter Ebene über die Reihenfolge bei der Verteilung 
von Anti-Covid-Impfstoffen entscheiden. Mit den Ar-
men immer an letzter Stelle und dem Recht auf Gesund-
heit für alle, das zwar prinzipiell verkündet, aber seines 
realen Wertes beraubt wird. Doch selbst in der Welt der 
besser Gestellten bleibt das soziale Drama von Familien, 
die plötzlich in die Armut abrutschen, weitgehend ver-
borgen: Menschen, die, nachdem sie ihre Scham über-
wunden haben, vor Caritas-Zentren Schlange stehen, 
um ein Paket mit Lebensmitteln zu erhalten, tun weh 
und machen nicht allzu viel von sich reden.

Chancen und Fallstricke im Internet

Das Internet mit seinen zahllosen Ausdrucksformen so-
zialer Netzwerke kann die Fähigkeit zum Erzählen und 
Teilen vervielfachen: viel mehr auf die Welt gerichtete 
Blicke, ein ständiger Fluss von Bildern und Zeugnissen. 
Die digitale Technologie gibt uns die Möglichkeit, Infor-
mationen aus erster Hand und zeitnah zu bekommen, 
was mitunter sehr nützlich ist: Denken wir nur an be-
stimmte Notsituationen, bei denen die ersten Nachrich-
ten und auch die ersten amtlichen Durchsagen an die 
Bevölkerung über das Internet verbreitet werden. Es ist 
ein hervorragendes Instrument, das uns alle als Nutzer 
und als Anwender in die Verantwortung nimmt. Poten-
ziell können wir alle zu Zeugen von Ereignissen werden, 
die sonst von den traditionellen Medien vernachlässigt 
worden wären, wir können unseren Beitrag als Bürger 
dazu leisten, mehr Geschichten, auch positive, bekannt 
zu machen. Dank des Internets haben wir die Möglich-
keit, das, was wir sehen und was vor unseren Augen ge-
schieht, zu erzählen und Zeugnisse miteinander zu tei-
len.

Aber auch die Risiken einer Kommunikation in den so-
zialen Netzwerken, die nicht nachgeprüft wurde, sind 
mittlerweile für jeden offenkundig geworden. Wir wis-
sen seit geraumer Zeit, wie leicht Nachrichten und sogar 
Bilder manipuliert werden können, aus tausenderlei 
Gründen, manchmal auch nur aus banalem Narzissmus. 
Dieses kritische Bewusstsein führt nicht dazu, dieses In-
strument an sich zu verteufeln, sondern es verhilft zu 
einem besseren Unterscheidungsvermögen und einem 
reiferen Verantwortungsbewusstsein sowohl bei der 
Verbreitung als auch beim Empfang von Inhalten. Wir 
alle sind verantwortlich für die Kommunikation, die wir 
betreiben, für die Informationen, die wir verbreiten, für 
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die Kontrolle, die wir gemeinsam über falsche Nachrich-
ten ausüben können, indem wir sie entlarven. Wir alle 
sind aufgerufen, Zeugen der Wahrheit zu sein: zu gehen, 
zu sehen und zu teilen.

Nichts kann das persönliche Sehen ersetzen
In der Kommunikation kann nichts jemals das persönli-
che Sehen komplett ersetzen. Einige Dinge kann man 
nur durch Erfahrung lernen. Denn man kommuniziert 
nicht nur mit Worten, sondern mit den Augen, mit dem 
Tonfall der Stimme, mit Gesten. Die starke Anziehungs-
kraft, die Jesus auf all jene ausübte, die ihm begegneten, 
hing vom Wahrheitsgehalt seiner Verkündigung ab, aber 
die Wirksamkeit dessen, was er sagte, war untrennbar 
mit seinem Blick, seiner Haltung und selbst mit seinem 
Schweigen verbunden. Die Jünger hörten nicht nur seine 
Worte, sie sahen ihn sprechen. Denn in ihm - dem 
fleischgewordenen Logos – wurde das Wort zum Antlitz, 
der unsichtbare Gott ließ sich sehen, hören und berüh-
ren, wie Johannes schreibt (vgl. 1 Joh 1,1-3). Das Wort 
ist nur dann wirksam, wenn man es “sieht”, nur dann, 
wenn es dich in eine Erfahrung einbezieht, in einen Dia-
log verwickelt. Aus diesem Grund war und ist das 
“Komm und sieh” von grundlegender Bedeutung.

Denken wir daran, wie viel leere Beredsamkeit es auch 
in unserer Zeit im Übermaß gibt, in jedem Bereich des 
öffentlichen Lebens, im Handel wie auch in der Politik. 
»Er spricht unendlich viel nichts… Seine Gedanken sind 
wie zwei Weizenkörner in zwei Scheffel Spreu versteckt; 
Ihr sucht den ganzen Tag, bis Ihr sie findet, und wenn Ihr 
sie habt, so verlohnen sie das Suchen nicht.«[2] Diese 
beißenden Worte des englischen Dramatikers treffen 
auch auf uns christliche Kommunikatoren zu. Die frohe 
Botschaft des Evangeliums hat sich dank der Begegnun-
gen von Mensch zu Mensch, von Herz zu Herz in der 
ganzen Welt ausgebreitet. Männer und Frauen, die der 
selben Einladung folgten: “Komm und sieh”, und die be-
eindruckt waren von einem “Mehr” an Menschlichkeit, 
das in den Blicken, den Worten und den Gesten von 
Menschen durchschien, die Zeugnis von Jesus Christus 
gaben. Alle Hilfsmittel sind wichtig, und jener große 
Kommunikator namens Paulus von Tarsus hätte sicher 
von E-Mail und Mitteilungen in den sozialen Netzwer-
ken Gebrauch gemacht. Aber es waren sein Glaube, sei-
ne Hoffnung und seine Liebe, die seine Zeitgenossen 
beeindruckten, die ihn predigen hörten und das Glück 
hatten, Zeit mit ihm zu verbringen, ihn bei einer Ver-
sammlung oder in einem persönlichen Gespräch zu se-
hen. An den Orten, an denen er sich befand, sahen sie 
ihn wirken und dachten darüber nach, wie wahr und 
fruchtbar für ihr Leben die Verkündigung des Heils war, 
die er durch Gottes Gnade brachte. Und selbst da, wo 
man diesem Mitarbeiter Gottes nicht persönlich begeg-
nen konnte, wurde seine Art, in Christus zu leben, von 
den Jüngern bezeugt, die er aussandte (vgl. 1 Kor 4,17).

»In unseren Händen sind Bücher, in unseren Augen Tat-
sachen«, bekräftigte der heilige Augustinus,[3] und er 
mahnte uns, die Erfüllung der Prophezeiungen, von de-
nen wir in der Heiligen Schrift lesen, in der Wirklichkeit 

zu finden. So ereignet sich das Evangelium auch heute 
jedes Mal von Neuem, wenn wir das klare Zeugnis von 
Menschen empfangen, deren Leben durch die Begeg-
nung mit Jesus verändert wurde. Seit über zweitausend 
Jahren ist es eine Kette von Begegnungen, die die Faszi-
nation des christlichen Abenteuers vermittelt. Die Her-
ausforderung, die uns erwartet, besteht also darin, zu 
kommunizieren, indem wir den Menschen dort begeg-
nen, wo und wie sie sind.

Herr, lehre uns, aus uns selbst herauszugehen,
und uns auf den Weg der Suche nach Wahrheit zu 

machen.
Lehre uns, zu gehen und zu sehen,

lehre uns zuzuhören,
nicht vorschnell zu urteilen,

keine voreiligen Schlüsse zu ziehen.
Lehre uns, dorthin zu gehen, wohin sonst niemand 

gehen will,
uns die Zeit zu nehmen, zu verstehen, 

auf das Wesentliche zu achten,
uns nicht von Überflüssigem ablenken zu lassen,

den trügerischen Schein von der Wahrheit zu unter-
scheiden.

Schenke uns die Gnade, deine Wohnstätten in der 
Welt zu erkennen,

und die Ehrlichkeit, zu erzählen, was wir gesehen 
haben.

 
Rom, Sankt Johannes im Lateran, am 23. Januar 2021, 
Vigil des Gedenktags des heiligen Franz von Sales
 

Franziskus

[1] Spanischer Journalist, geboren 1920 und gestor-
ben 1971, seliggesprochen im Jahr 2010.

[2] W. Shakespeare, Der Kaufmann von Venedig, 
Erster Aufzug, Erste Szene. 

[3] Sermo 360/B, 20.

Nr. 32 Aufruf der deutschen Bischöfe zur Fasten-
aktion Misereor 2021

Liebe Schwestern und Brüder,

was wir während der Corona-Pandemie in unserem All-
tag erleben, gilt auch weltweit: Wir brauchen den sozia-
len Zusammenhalt. Wo Menschen aufeinander achten 
und füreinander einstehen, da kann Zukunft gelingen. 
Wir sind dringend auf einen Lebensstil angewiesen, der 
vom Respekt vor jedem Menschen und vor Gottes 
Schöpfung geprägt ist.

Die diesjährige Misereor-Fastenaktion steht unter dem 
Leitwort „Es geht! Anders.“ Sie stellt Menschen in den 
Mittelpunkt, die gemeinsam mit indigenen Gemein-
schaften in Bolivien eine bessere Zukunft auf den Weg 
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bringen. Sie passen die Landwirtschaft der Vielfalt des 
Amazonas-Regenwaldes an. Das Zusammenleben ge-
stalten sie im Einklang untereinander und mit der 
Schöpfung. Sie leben die Vision: „Es geht! Anders.“
Doch der Lebensraum der indigenen Völker wird be-
droht – durch die wirtschaftlichen Interessen der Agra-
rindustrie, durch Bergbau und Gasförderung.

Deshalb: Stellen wir uns an die Seite der Menschen in 
Bolivien und andernorts! Gestalten wir gemeinsam die 
Fastenzeit als eine Zeit der Umkehr. Streben wir nach 
mehr globaler Gerechtigkeit – sozial und ökologisch. 
Teilen wir mit den Menschen im Globalen Süden unsere 
Hoffnungen, unsere Gebete und unser Engagement. 
Herzlich danken wir Ihnen auch für Ihre großherzige 
Spende für Misereor.

Fulda, den 24.09.2020            Für das Bistum Fulda

Dr. Michael Gerber
Bischof von Fulda

Dieser Aufruf sollte am 4. Fastensonntag, dem 14. 
März 2021, in allen Gottesdiensten (auch am Vor-
abend) verlesen bzw. in geeigneter Weise bekannt ge-
macht werden. Die Kollekte am 5. Fastensonntag, dem 
21. März 2021, ist ausschließlich für das Bischöfliche 
Hilfswerk Misereor bestimmt. Der Aufruf wurde vorab 
per E-Mail an die Pfarreien gesendet.

Nr. 33 Hinweise zur Durchführung der 
 Misereor-Fastenaktion 2021

Die diesjährige Misereor-Fastenaktion steht unter dem 
Leitwort „Es geht! Anders.“ Sie stellt Menschen in den 
Mittelpunkt, die gemeinsam mit indigenen Gemein-
schaften in Bolivien eine bessere Zukunft auf den Weg 
bringen. Sie passen die Landwirtschaft der Vielfalt des 
Amazonas-Regenwaldes an. Das Zusammenleben ge-
stalten sie im Einklang untereinander und mit der 
Schöpfung. Sie leben die Vision: „Es geht! Anders.“

Die Misereor-Fastenaktion wird am 1. Fastensonntag, 
dem 21. Februar 2021, im Bistum Hildesheim eröffnet. 
Gemeinsam mit Bischöfen, Partnerinnen und Partnern 
aus Bolivien sowie Gläubigen aus der Diözese feiert Mi-
sereor um 10 Uhr im Hildesheimer Dom einen Gottes-
dienst, der live in der ARD übertragen wird.

Auf dem Aktionsplakat zur Fastenaktion zeigt Misereor 
eine indigene Bolivianerin, die auf die ruhige Schönheit 
ihrer Heimat schaut. Wie eine Fata Morgana tritt eine 
von Börsenwerten umgebene Aktienkurve in ihr Blick-

feld. Diese ist das Sinnbild für ein kapitalistisches und 
allein auf Wachstum ausgerichtetes Wirtschaftsmodell, 
das Natur und Menschen in den Ländern des Südens 
rücksichtslos ausbeutet. 
Bitte hängen Sie das Plakat gut sichtbar in Ihrer Ge-
meinde, z. B. im Schaukasten und am Schriftenstand, 
aus und versehen Sie den Opferstock in Ihrer Kirche mit 
dem Misereor-Opferstockschild.

Das neue Misereor-Hungertuch „Du stellst meine Füße 
auf weiten Raum – Die Kraft des Wandels“ wurde von 
der chilenischen Künstlerin Lilian Moreno Sánchez ge-
staltet. „Die Kraft des Wandels meint die Kraft, die wir 
brauchen, um in Krisen durchzuhalten und nicht nur 
das, sondern auch grundsätzlich in uns und in der Welt 
etwas zu ändern. Eine andere Welt ist möglich. Diese 
Hoffnung möchte ich teilen.“ (L. M. Sánchez)
Basis des Hungertuches ist ein Röntgenbild, das den ge-
brochenen Fuß eines Menschen zeigt, der in Santiago de 
Chile bei Demonstrationen gegen soziale Ungleichheit 
durch die Staatsgewalt im Herbst 2019 verletzt worden 
ist. Es lädt mit zahlreichen Begleitmaterialien zu Refle-
xion und Auseinandersetzung ein. Das Hungertuch ist 
in zwei Größen zum Aushang im Kirchenraum, Pfarr-
heim oder in der Schule bestellbar.

Die „Liturgischen Bausteine“ geben Anregungen zur 
Gestaltung von Gottesdiensten während der Fastenzeit. 
Kreuzweg-Hefte sind separat bestellbar.

Der Misereor-Fastenkalender 2021 und das Fastenbre-
vier (fastenbrevier.de) laden ab Aschermittwoch ein, 
die Fastenzeit für sich oder mit der Familie aktiv zu ge-
stalten. Viele Gemeinden bieten am Misereor-Sonntag, 
dem 21. März 2021, ein Fastenessen zugunsten von Mi-
sereor-Projekten an.

Die Kinderfastenaktion hält mit Rucky Reiselustig zahl-
reiche Anregungen und Angebote zur Gestaltung der 
Fastenzeit in Kindergarten, Grundschule und Gemein-
de bereit: kinderfastenaktion.de.

Am Freitag, den 19. März 2021, ist bundesweiter Coffee 
Stop-Aktionstag. Bereiten Sie Ihren Mitmenschen eine 
schöne Pause – schenken Sie fair gehandelten Kaffee 
aus und sammeln Sie für Misereor-Projekte. 

Am 4. Fastensonntag, dem 14. März 2021, soll in allen 
katholischen Gottesdiensten der Aufruf der deutschen 
Bischöfe zur Misereor-Fastenaktion verlesen werden. 
Legen Sie bitte die Opfertütchen zu den Gottesdiensten 
aus.

Am 5. Fastensonntag, dem 21. März 2021, wird mit der 
Misereor-Kollekte um Unterstützung der Projektarbeit 
der Partner in Afrika, Asien, Ozeanien und Lateiname-
rika gebeten. Für spätere Fastenopfer sollte das Misere-
or-Schild am Opferstock bis zum Sonntag nach Ostern 
stehen bleiben. Das „Fastenopfer der Kinder“ soll ge-
meinsam mit der Gemeindekollekte überwiesen wer-
den. Es ist ausdrücklicher Wunsch der Bischöfe, dass die 
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Kollekte zeitnah und ohne Abzug von den Gemeinden 
über die Bistumskassen an Misereor weitergeleitet wird. 
Eine pfarreiinterne Verwendung der Kollektengelder, z. 
B. für eigene Partnerschaftsprojekte, ist nicht zulässig. 
Misereor ist den Spendern gegenüber rechenschafts-
pflichtig. Sobald das Ergebnis Ihrer Kollekte vorliegt, 
geben Sie es bitte der Gemeinde mit einem herzlichen 
Wort des Dankes bekannt.

Fragen zur Fastenaktion beantwortet gerne das „Team 
Fastenaktion“ bei Misereor, Tel.: 0241 / 442-445, 
E-Mail: fastenaktion@misereor.de. Informationen fin-
den Sie auf der Misereor-Homepage fastenaktion.mise-
reor.de. Dort stehen viele Materialien zum kostenlosen 
Download bereit.

Materialien zur Fastenaktion können bestellt werden 
bei: MVG, Tel.: 0241 / 47986100, E-Mail: bestellung@
eine-welt-shop.de und misereor-medien.de.

Nr. 34 Aufruf der deutschen Bischöfe zur Pfingst-
aktion von Renovabis 2021

Liebe Schwestern und Brüder,

die Erde schreit auf, weil sie missbraucht und verwun-
det wird. So drastisch beschreibt Papst Franziskus in 
seiner Enzyklika „Laudato Si“ die Situation unseres 
Planeten. Auch im Osten Europas gibt es viele Wunden: 
Die anhaltende Strahlenverseuchung in Belarus und der 
Ukraine durch die Tschernobyl-Katastrophe, die hohe 
Luftverschmutzung in Polens Kohlerevieren oder die 
Mülldeponien in Albanien sind nur einige Bespiele. All-
mählich aber spüren viele Menschen, wie sehr wir uns 
durch die Zerstörung der Umwelt selbst schaden: Wir 
betrügen uns um saubere Luft, trinkbares Wasser und 
fruchtbaren Boden. Besonders leiden darunter stets die 
Armen.

„DU erneuerst das Angesicht der Erde. Ost und West in 
gemeinsamer Verantwortung für die Schöpfung“. Mit 
diesem Leitwort richtet die diesjährige Pfingstaktion 
von Renovabis den Blick auf die ökologischen Probleme 
und Herausforderungen im Osten Europas. Die Co-
vid-19-Pandemie hat uns einmal mehr unsere Verletz-
lichkeit gezeigt – und auch wie abhängig unsere Gesell-
schaften voneinander sind. Wir alle bewohnen ein 
gemeinsames Haus, wie Papst Franziskus immer wieder 
formuliert. Deshalb sind wir gemeinsam gefordert, die 
Schöpfung zu bewahren.

Gerade auch die Christen wissen sich hier berufen. 
Denn der Glaube an „Gott, den Schöpfer des Himmels 
und der Erde“ verbindet uns in Ost und West und über-
all auf der Welt. Wir im Westen werden dabei beschenkt 
durch eine reiche Schöpfungsspiritualität, die in den or-
thodoxen und katholischen Kirchen des Ostens gepflegt 
wird. Nehmen wir gemeinsam unsere Verantwortung 
wahr!

Wir Bischöfe bitten Sie herzlich: Unterstützen Sie die 
Menschen in Mittel-, Südost- und Osteuropa durch Ihr 
Interesse, Ihr Gebet und eine großzügige Spende bei der 
Kollekte am Pfingstsonntag.

25. Februar 2021              Für das Bistum Fulda

Dr. Michael Gerber
Bischof von Fulda

Der Aufruf soll am Sonntag, dem 16.05.2021, in allen 
Gottesdiensten (auch am Vorabend) verlesen und den 
Gemeinden darüber hinaus auch in anderer geeigneter 
Weise bekannt gemacht werden. Der Ertrag der Kol-
lekte am Pfingstsonntag, dem 23.05.2021, ist aus-
schließlich für die Solidaritätsaktion Renovabis be-
stimmt.

Nr. 35 Hinweise zur Durchführung der 
 Renovabis-Aktion 2021

Renovabis unterstützt Projektpartner, die sozialen und 
pastoralen Bedingungen sowie die Bildungssituation in 
ihren Ländern zu verbessern. Die Corona-Pandemie 
und ihre Auswirkungen schränken das kirchliche und 
gesellschaftliche Leben sowie wirtschaftliche Aktivitä-
ten in Deutschland und weltweit ein. Die Folgen der Co-
rona-Pandemie treffen auch die Renovabis-Pfingstakti-
on, die in diesem Jahr unter dem Leitwort „DU 
erneuerst das Angesicht der Erde. Ost und West in ge-
meinsamer Verantwortung für die Schöpfung“ steht. Da 
vielerorts keine Präsenzveranstaltungen zur Pfingstak-
tion durchgeführt werden können, muss auf unmittel-
bare Begegnungen mit Gästen aus den Partnerländern 
weitgehend verzichtet werden. Eine Reihe von Renova-
bis-Partnern ist jedoch bereit, sich online mit interes-
sierten Menschen in Deutschland zu verbinden und 
über den Beitrag zu berichten, den sie in ihrem Land 
zur Bewahrung der Schöpfung leisten. Auf der Renova-
bis-Homepage sind entsprechende Angebote zum Akti-
onszeitraum aufgeführt. Darüber hinaus ist glücklicher-
weise derzeit die Durchführbarkeit von Gottesdiensten 
zum Pfingstfest und damit der Renovabis-Pfingstkollek-
te nicht infrage gestellt. Die Kollekte ist eine wichtige 
Säule zur Unterstützung der Partner in Mittel-, Ost- und 
Südosteuropa, deren Arbeit unter erheblich erschwer-
ten Bedingungen weitergeht. Der biblische Auftrag, die 
Schöpfung zu bewahren, erhält durch die aktuelle Krise 
einen besonderen Akzent: Wie die Pandemie keine 
Grenzen kennt, so sind wir auch angesichts von Klima-
wandel und Umweltzerstörung trotz aller Unterschiede 
zwischen Ost und West in gemeinsamer Verantwor-
tung. So bittet Renovabis alle Katholikinnen und Ka-
tholiken an Pfingsten um einen Beitrag zur Solidarität 
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mit Osteuropa. 

Eröffnung der Diaspora-Aktion

Die Wanderausstellung „Mit Volldampf in die Katastro-
phe?“ mit Karikaturen aus Ost und West wird am 30. 
April 2021 um 18.30 Uhr im Kloster Vierzehnheiligen 
von Erzbischof Dr. Ludwig Schick eröffnet. Die Eröff-
nung kann auch online verfolgt werden.

Der bundesweite Eröffnungsgottesdienst findet am 
Sonntag, dem 9. Mai 2021, um 9.30 Uhr als Liveüber-
tragung im ZDF aus der Kirche Heilig Kreuz in Bens-
heim-Auerbach statt. Hauptzelebrant ist Erzbischof Dr. 
Ludwig Schick (Bamberg).

Ablauf der Renovabis-Pfingstaktion 2021

Ab Montag, 3. Mai 2021, können die Renovabis-Plakate 
in der Gemeinde ausgehängt werden und die kombi-
nierten Spendentüten/Infoblätter an Gottesdienstbesu-
cher oder über den Pfarrbrief verteilt werden.

Renovabis-Pfingstnovene

Besonders wertvoll kann auch in diesem Jahr die Reno-
vabis-Pfingstnovene sein, die es nun seit mehr als 25 
Jahren gibt. Sie eignet sich hervorragend für das Haus-
gebet und für das Gebet in kleinen Gruppen. Die 
Pfingstnovene 2021 mit dem Titel „Sende aus deinen 
Geist und das Antlitz der Erde wird neu“ wurde ver-
fasst von Renovabis-Hauptgeschäftsführer Dr. Christi-
an Hartl und Missionsbenediktinerin Schwester Nadya 
Ruzhina aus dem bulgarischen Rakovski. Die 26. Reno-
vabis-Pfingstnovene bietet zu den elf Novenen-Andach-
ten mit Textimpulsen auch eindrucksvolle Illustrationen 
mit eigenem meditativen Zugang an. Die diesjährige 
Pfingstnovene wird von Renovabis-Erzbischof Dr. Hei-
ner Koch erneut für das Neun-Tage-Gebet zwischen 
Christi Himmelfahrt und dem Pfingstfest in den Pfarrei-
en, in Familienkreisen, Gruppen und Verbänden als Ge-
betsbrücke in den Osten Europas empfohlen. 

Digital gibt es die Novene erstmals auch in ukraini-
scher, kroatischer, polnischer und englischer Sprache. 
So soll nicht nur die grenzüberschreitende Aufgabe der 
Sorge um das von Papst Franziskus so benannte „ge-
meinsame Haus“ ausgedrückt werden. Es soll auch zum 
gemeinsamen Gebet der deutschen und muttersprachli-
chen Gemeinden anregen, die oft Seite an Seite leben, 
ohne sich näher zu kennen. Besonders weisen wir auch 
auf das Gebetsbild zur Novene sowie Materialien für 
Gemeinden und Schulen (im Internet) hin. 

Samstag und Sonntag, 15./16. Mai 2021

Falls öffentliche Gottesdienste abgehalten werden kön-
nen, soll in den Gemeinden am Wochenende vor Pfings-
ten der Aufruf der deutschen Bischöfe in allen Gottes-
diensten, auch in den Vorabendmessen, verlesen 
werden. Auch in der Predigt ist ein Hinweis auf die 

Pfingstkollekte von Renovabis möglich und hilfreich. 
Bitte verteilen Sie die Spendentüten und Infoblätter mit 
dem Hinweis, dass die Spende für die Menschen in Ost-
europa am Pfingstsonntag gesammelt wird und dass die 
Spende auch zum Pfarramt gebracht oder auf ein Reno-
vabis-Spendenkonto überwiesen werden kann.

Renovabis-Kollekte am Pfingstwochenende, 22. / 23. 
Mai 2021

Am Pfingstsonntag, dem 23. Mai 2021, sowie in den 
Vorabendmessen am 22. Mai 2021, wird in allen katho-
lischen Kirchen die Renovabis-Kollekte für Osteuropa 
gehalten. Allgemein wird gebeten, verstärkt auf Über-
weisungsmöglichkeiten oder die Abgabe von Barspen-
den in den Spendentüten oder besonders gekennzeich-
neten Umschlägen hinzuweisen. Auf Wunsch der 
deutschen Bischöfe wird die Kollekte für die Aufgaben 
der Solidaritätsaktion Renovabis ohne jeden Abzug an 
die Bistumskasse weitergegeben. Diese Überweisung 
soll innerhalb eines Monats erfolgen. Die Bistumskasse 
leitet die Beträge unverzüglich an Renovabis weiter.

Sie können individuelle Kollekten oder Spenden von 
Gruppen auch direkt an Renovabis spenden. Das geht 
per: www.renovabis.de/pfingstspende oder: Renovabis 
e.V., Bank für Kirche und Caritas eG, DE94 4726 0307 
0000 0094 00, GENODEM1BKC

Ebenfalls am Pfingstsonntag, dem 23. Mai 2021, um 
10.45 Uhr findet in der Pfarrkirche Allerheiligen in 
Nürnberg der Abschlussgottesdienst statt.

Weitere Informationen:

Die Gemeinden erhalten im April ein Materialpaket mit 
Informationen, Plakaten und Textvorschlägen zur Re-
novabis-Aktion. Eine Übersicht über alle Materialien 
gibt die Webseite www.renovabis.de/material. Alle Ak-
tionsmaterialien stehen dort auch online zum Herunter-
laden bereit. Über alle Veranstaltungstermine infor-
miert auch die Webseite: www.renovabis.de/
pfingstaktion.

Nr. 36 Änderung der Ausschlussfrist (§ 36 AVO 
Fulda) und Änderung der Arbeitsvertrags-
muster

Aufgrund des Beschlusses der Kommission zur Ord-
nung des Diözesanen Arbeitsvertragsrechts (KODA) 
per Umlaufverfahren wird hiermit folgende Arbeitsver-
tragsnorm in Kraft gesetzt:

1.  Neufassung des § 36 AVO Fulda

Die bisherige Regelung des § 36 AVO wird durch fol-
gende Neufassung ersetzt:

1) Ansprüche aus dem Beschäftigungsverhältnis ver-
fallen, wenn sie nicht innerhalb einer Ausschluss-
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frist von sechs Monaten nach Fälligkeit vom Be-
schäftigten oder vom Dienstgeber in Textform 
geltend gemacht werden. Satz 1 gilt nicht für An-
sprüche, die kraft Gesetzes der Regelung durch eine 
Ausschlussfrist entzogen sind, insbesondere

• Ansprüche aufgrund einer Haftung für vorsätzliche 
Pflichtverletzungen,

• Ansprüche aufgrund der Verletzung des Lebens, des 
Körpers und der Gesundheit

• Ansprüche auf Mindestlohn (MiLoG)
• Ansprüche aus dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz 

(AEntG)
• Ansprüche aus dem Arbeitnehmer-Überlassungsge-

setz (AÜG)
• Ansprüche aus einem Sozialplan

2) Der Beschäftige hat die anrechnungsfähigen Be-
schäftigungszeiten innerhalb einer Ausschlussfrist 
von drei Monaten nach Aufforderung durch den 
Dienstgeber nachzuweisen. Zeiten, für die der Nach-
weis nicht fristgerecht erbracht wird, werden nicht 
angerechnet. Kann der Nachweis aus einem vom Be-
schäftigten nicht zu vertretenden Grund innerhalb 
der Ausschlussfrist nicht erbracht werden, so ist die 
Frist auf einen vor Ablauf der Ausschlussfrist zu 
stellenden Antrages angemessen zu verlängern.

2. Änderung des Arbeitsvertragsmusters

§ 5 der bestehenden Arbeitsvertragsmuster erhält fol-
gende neuen Absätze 2 und 3:

 
1) Ansprüche aus dem Beschäftigungsverhältnis ver-

fallen, wenn sie nicht innerhalb einer Ausschluss-
frist von sechs Monaten nach Fälligkeit vom Be-
schäftigten oder vom Dienstgeber in Textform 
geltend gemacht werden. Satz 1 gilt nicht für An-
sprüche, die kraft Gesetzes der Regelung durch eine 
Ausschlussfrist entzogen sind, insbesondere

• Ansprüche aufgrund einer Haftung für vorsätzliche 
Pflichtverletzungen,

• Ansprüche aufgrund der Verletzung des Lebens, des 
Körpers und der Gesundheit

• Ansprüche auf Mindestlohn (MiLoG)
• Ansprüche aus dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz 

(AEntG)
• Ansprüche aus dem Arbeitnehmer-Überlassungsge-

setz (AÜG)
• Ansprüche aus einem Sozialplan

2) Der Beschäftige hat die anrechnungsfähigen Be-
schäftigungszeiten innerhalb einer Ausschlussfrist 
von drei Monaten nach Aufforderung durch den 
Dienstgeber nachzuweisen. Zeiten, für die der Nach-
weis nicht fristgerecht erbracht wird, werden nicht 
angerechnet. Kann der Nachweis aus einem vom Be-
schäftigten nicht zu vertretenden Grund innerhalb 

der Ausschlussfrist nicht erbracht werden, so ist die 
Frist auf einen vor Ablauf der Ausschlussfrist zu 
stellenden Antrages angemessen zu verlängern.“

Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden zu Absätzen 4 
und 5.

Fulda, den 22. Februar 2021

Dr. Michael Gerber 
Bischof von Fulda

Nr. 37 Praxisintegrierte vergütete Ausbildung   
 (PivA)

Aufgrund des Beschlusses der Kommission zur Ord-
nung des Diözesanen Arbeitsvertragsrechts (KODA) 
per Umlaufverfahren wird hiermit folgende Arbeitsver-
tragsnorm in Kraft gesetzt:

Folgende Vergütungssätze für die neue Ausbildungs-
form der Erzieher/innen – praxisintegrierte vergütete 
Ausbildung (PivA) – sind rückwirkend zum 01.08.2020 
in die Anlage 5 der AVO Fulda, Buchstabe E: Ausbil-
dungsentgelte aufzunehmen:

E: Ausbildungsentgelte
    (für praxisintegrierte vergütete Ausbildung (PivA))

- gültig ab 01.08.2020

1. Ausbildungsjahr 1.140,69 €
2. Ausbildungsjahr 1.207,07 € 
3. Ausbildungsjahr 1.303,37 €

Fulda, den 22. Februar 2021

Dr. Michael Gerber 
Bischof von Fulda

 

Nr. 38  Sabbatjahr Zusatzvereinbarung

Aufgrund des Beschlusses der Kommission zur Ord-
nung des Diözesanen Arbeitsvertragsrechts (KODA) 
per Umlaufverfahren wird hiermit folgende Arbeitsver-
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tragsnorm in Kraft gesetzt:

Zusatzvereinbarung

zum Arbeitsvertrag vom  

Zwischen 

   - Dienstgeber -

und 

   - Dienstnehmer - 

Vorbemerkung

Zwischen den Vertragsparteien besteht ein Arbeitsver-
trag, in dessen Ergänzung nunmehr die Vereinbarung 
über die Inanspruchnahme eines Sabbatjahres geschlos-
sen werden soll. Soweit der Arbeitsvertrag durch diese 
Zusatzvereinbarung keine ausdrückliche Änderung er-
fahren hat, gilt er unverändert fort. 

Im Übrigen schließen die Vertragsparteien zur Verein-
barung eines Sabbatjahres gemäß § 10 Abs. 7 Arbeits-
vertragsordnung des Bistums Fulda (AVO) die nachfol-
gende Vereinbarung:

§ 1
Ansparphase

Im Zeitraum vom bis erbringt der Dienstnehmer weiter-
hin die vertraglich vereinbarte Arbeitsleistung im Um-
fang von Stunden wöchentlich (Ansparphase).

§ 2
Freistellungsphase

Im Zeitraum vom       bis       wird der Dienstnehmer von 
der Arbeit freigestellt (Freistellungsphase). Die Freistel-
lungsphase schließt sich unmittelbar an die Ansparpha-
se an. Eine Verlegung der Freistellungsphase ist nur im 
gegenseitigen Einvernehmen möglich.

§ 3
Reduzierung des Bruttoentgelts

In der Ansparphase wird für den Dienstnehmer das 
dem Grunde nach zustehende monatliche Bruttoentgelt 
aus der gültigen Entgelttabelle (Anlage 5 AVO) und die 
jeweils im November zustehende Jahressonderzahlung 
(§ 20 AVO) zur Umsetzung einer Sabbatjahrregelung 
gemäß § 10 Abs. 7 AVO auf v. H. der vertraglich verein-
barten Arbeitsleistung (siehe § 1) reduziert. Der Dienst-
nehmer erhält das sich dadurch ergebende anteilige 
Bruttoentgelt.

Im Gegenzug wird mit dem verbleibenden Bruttoent-
geltanteil zugunsten der Sabbatjahrregelung sukzessive 
ein Wertguthaben während der Ansparphase für die 
Freistellungsphase aufgebaut, das sodann in der Freistel-
lungsphase zeitanteilig durch monatliche Auszahlung 
wieder abgebaut wird. 

§ 4
Arbeitsunfähigkeit/befristete Erwerbsminderungs-

rente/Elternzeit

Bei Eintritt einer Arbeitsunfähigkeit während der An-
sparphase, die über den Entgeltfortzahlungszeitraum 
hinaus andauert, verschiebt sich der Beginn der Freistel-
lungsphase um den Umfang, in dem nach Ablauf des 
Entgeltfortzahlungszeitraums ein Wertguthaben in der 
Ansparphase aufgrund der Erkrankung nicht aufgebaut 
werden kann. Arbeitsunfähigkeitszeiten mit Entgelt-
fortzahlung sowie die Inanspruchnahme von Mutter-
schutzfristen sind ohne Einfluss auf die Ansparphase. 
Bis zum Umfang von drei Monaten kann der Aufbau 
des Wertguthabens nach Beendigung der Freistellungs-
phase erfolgen.

Bei Ausfallzeiten aufgrund Bewilligung befristeter Er-
werbsminderungsrente sowie der Inanspruchnahme 
von Elternzeit finden die Sätze 1 und 3 entsprechende 
Anwendung.

Die Inanspruchnahme von Elternzeit sowie Zeiten be-
fristeter Erwerbsminderungsrente in der Freistellungs-
phase führen zu deren Ruhen. In diesem Fall wird die 
Freistellungsphase unmittelbar nach Ablauf der Eltern-
zeit bzw. nach Ablauf der befristeten Erwerbsminde-
rungsrente fortgesetzt.

§ 5
Stufenlaufzeit

Die Sabbatjahrvereinbarung hat keine Auswirkungen 
auf die Stufenlaufzeit.

§ 6
Vorzeitige Beendigung

Die vorzeitige Beendigung des vereinbarten Sabbat-
jahrmodells ist nur im gegenseitigen Einvernehmen 
möglich. 

Bei vorzeitiger Beendigung der Sabbatjahrvereinba-
rung sowie im Fall der rechtlichen Beendigung des Be-
schäftigungsverhältnisses während der bestehenden 
Sabbatjahrvereinbarung ist das angesparte Wertgutha-
ben an den Dienstnehmer in einer Summe auszuzahlen. 
Die gesetzlichen Regelungen zur Übertragung von 
Wertguthaben (§ 7f Sozialgesetzbuch (SGB) IV) bleiben 
unberührt. Im Falle des Todes ist das Wertguthaben an 
die Erben auszuzahlen.
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§ 7
Wiederaufnahme der Tätigkeit

Die Wiederaufnahme der Tätigkeit soll nach Beendi-
gung der Freistellungsphase auf dem bisherigen Ar-
beitsplatz erfolgen. Kann der bisherige Arbeitsplatz aus 
wichtigen dienstlichen Gründen nach Ende der Freistel-
lungsphase nicht zugewiesen werden, ist ein gleichwer-
tiger, der arbeitsvertraglich übertragenen Tätigkeit ent-
sprechender Arbeitsplatz zur Verfügung zu stellen.

§ 8
Schriftform 

Mündliche Nebenabreden zu dieser Vereinbarung be-
stehen nicht. Änderungen und Ergänzungen, auch die 
Änderung oder Aufhebung dieser Schriftformklausel, 
bedürfen der Schriftform.

§ 9
Datenschutzinformation

Mit dem Abschluss dieser Zusatzvereinbarung ist es er-
forderlich, dass personenbezogene Daten und Daten 
über die eingebrachten Entgeltbestandteile in Form von 
Lohnbescheinigungen und Auszügen aus dem Lohn-
konto für die Dauer der Sabbatjahrvereinbarung über 
die Sparkasse Fulda an die „Öffentliche Lebensversi-
cherung Berlin Brandenburg Aktiengesellschaft“ zur 
dortigen Verarbeitung weitergeleitet werden. 
Das ist erforderlich, weil wir nach § 7e SGB IV (Insol-
venzschutz) zur Absicherung Ihrer Wertguthaben ver-
pflichtet sind und dazu mit dem o.g. Dienstleister einen 
Vertrag abgeschlossen haben. Wir verarbeiten dazu 
Ihre personenbezogenen Daten auf der rechtlichen 
Grundlage des § 53 (1) KDG für Zwecke des Beschäfti-
gungsverhältnisses. Weitere Informationen erhalten Sie 
aus den Datenschutzinformationen für Beschäftigte.

§ 10
Merkblatt und KODA-Beschluss

Der Dienstnehmer bestätigt, von den dieser Vereinba-
rung beigefügten Anlagen Kenntnis genommen zu ha-
ben:

- gesetzliche Regelungen zu SGB IV Flexi Gesetz 
Wertguthabenvereinbarung (§ 7 bis § 7f); Anlage 1

- Merkblatt zur Sabbatjahrvereinbarung des Bi-
schöflichen Generalvikariats; Anlage 2 

- sowie KODA-Beschluss zum Sabbatjahr vom 
16.09.2019; Anlage 3.

§ 11
Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung 
unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so 
wird hierdurch die Wirksamkeit der Vereinbarung im 
Übrigen nicht berührt. Die Parteien verpflichten sich 

vielmehr, die unwirksame oder undurchführbare Be-
stimmung durch eine Bestimmung zu ersetzen, die der 
unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung in 
rechtlicher zulässiger Weise wirtschaftlich am nächsten 
kommt.

Fulda, 

Für das Bistum

Unterschrift des Dienstnehmers

Anlage 1:
SGB IV – Flexi Gesetz

Wertguthabenvereinbarung
Stand: Juni 2020

§ 7 SGB IV: Beschäftigung
(1) Beschäftigung ist die nichtselbständige Arbeit, ins-

besondere in einem Arbeitsverhältnis. Anhalts-
punkte für eine Beschäftigung sind eine Tätigkeit 
nach Weisungen und eine Eingliederung in die Ar-
beitsorganisation des Weisungsgebers.

(1a) Eine Beschäftigung besteht auch in Zeiten der     
Freistellung von der Arbeitsleistung von mehr als 
einem Monat, wenn
1. während der Freistellung Arbeitsentgelt aus ei-

nem Wertguthaben nach § 7b fällig ist und
2. das monatlich fällige Arbeitsentgelt in der Zeit 

der Freistellung nicht unangemessen von dem für 
die vorausgegangenen zwölf Kalendermonate ab-
weicht, in denen Arbeitsentgelt bezogen wurde.

Satz 1 gilt entsprechend, wenn während einer bis zu 
dreimonatigen Freistellung Arbeitsentgelt aus einer 
Vereinbarung zur flexiblen Gestaltung der werktägli-
chen oder wöchentlichen Arbeitszeit oder dem Aus-
gleich betrieblicher Produktions- und Arbeitszeitzyklen 
fällig ist. Beginnt ein Beschäftigungsverhältnis mit ei-
ner Zeit der Freistellung, gilt Satz 1 Nummer 2 mit der 
Maßgabe, dass das monatlich fällige Arbeitsentgelt in 
der Zeit der Freistellung nicht unangemessen von dem 
für die Zeit der Arbeitsleistung abweichen darf, mit der 
das Arbeitsentgelt später erzielt werden soll. Eine Be-
schäftigung gegen Arbeitsentgelt besteht während der 
Zeit der Freistellung auch, wenn die Arbeitsleistung, 
mit der das Arbeitsentgelt später erzielt werden soll, 
wegen einer im Zeitpunkt der Vereinbarung nicht vor-
hersehbaren vorzeitigen Beendigung des Beschäfti-
gungsverhältnisses nicht mehr erbracht werden kann. 
Die Vertragsparteien können beim Abschluss der Ver-
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einbarung nur für den Fall, dass Wertguthaben wegen 
der Beendigung der Beschäftigung auf Grund vermin-
derter Erwerbsfähigkeit, des Erreichens einer Alters-
grenze, zu der eine Rente wegen Alters beansprucht 
werden kann, oder des Todes des Beschäftigten nicht 
mehr für Zeiten einer Freistellung von der Arbeitsleis-
tung verwendet werden können, einen anderen Ver-
wendungszweck vereinbaren. Die Sätze 1 bis 4 gelten 
nicht für Beschäftigte, auf die Wertguthaben übertra-
gen werden. Bis zum 31. Dezember 2024 werden Wert-
guthaben, die durch Arbeitsleistung im Beitrittsgebiet 
erzielt werden, getrennt erfasst; sind für die Beitrags- 
oder Leistungsberechnung im Beitrittsgebiet und im üb-
rigen Bundesgebiet unterschiedliche Werte vorgeschrie-
ben, sind die Werte maßgebend, die für den Teil des 
Inlandes gelten, in dem das Wertguthaben erzielt wor-
den ist.
(1b) Die Möglichkeit eines Arbeitnehmers zur Verein-

barung flexibler Arbeitszeiten gilt nicht als eine die 
Kündigung des Arbeitsverhältnisses durch den Ar-
beitgeber begründende Tatsache im Sinne des § 1 
Absatz 2 Satz 1 des Kündigungsschutzgesetzes.

(2) Als Beschäftigung gilt auch der Erwerb beruflicher 
Kenntnisse, Fertigkeiten oder Erfahrungen im Rah-
men betrieblicher Berufsbildung.

(3) Eine Beschäftigung gegen Arbeitsentgelt gilt als 
fortbestehend, solange das Beschäftigungsverhält-
nis ohne Anspruch auf Arbeitsentgelt fortdauert, 
jedoch nicht länger als einen Monat. Eine Beschäfti-
gung gilt auch als fortbestehend, wenn Arbeitsent-
gelt aus einem der Deutschen Rentenversicherung 
Bund übertragenen Wertguthaben bezogen wird. 
Satz 1 gilt nicht, wenn Krankengeld, Krankentage-
geld, Verletztengeld, Versorgungskrankengeld, 
Übergangsgeld, Pflegeunterstützungsgeld oder Mut-
terschaftsgeld oder nach gesetzlichen Vorschriften 
Erziehungsgeld oder Elterngeld bezogen oder El-
ternzeit in Anspruch genommen oder Wehrdienst 
oder Zivildienst geleistet wird. Satz 1 gilt auch nicht 
für die Freistellung nach § 3 des Pflegezeitgesetzes.

(4) Beschäftigt ein Arbeitgeber einen Ausländer ohne 
die nach § 284 Absatz 1 des Dritten Buches erfor-
derliche Genehmigung oder ohne die nach § 4a Ab-
satz 5 des Aufenthaltsgesetzes erforderliche Berech-
tigung zur Erwerbstätigkeit, wird vermutet, dass ein 
Beschäftigungsverhältnis gegen Arbeitsentgelt für 
den Zeitraum von drei Monaten bestanden hat.

§ 7a SGB IV: Anfrageverfahren
(1) Die Beteiligten können schriftlich oder elektronisch 

eine Entscheidung beantragen, ob eine Beschäfti-
gung vorliegt, es sei denn, die Einzugsstelle oder ein 
anderer Versicherungsträger hatte im Zeitpunkt der 
Antragstellung bereits ein Verfahren zur Feststel-
lung einer Beschäftigung eingeleitet. Die Einzugs-
stelle hat einen Antrag nach Satz 1 zu stellen, wenn 
sich aus der Meldung des Arbeitgebers (§ 28a) er-
gibt, dass der Beschäftigte Ehegatte, Lebenspartner 
oder Abkömmling des Arbeitgebers oder geschäfts-
führender Gesellschafter einer Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung ist. Über den Antrag entschei-

det abweichend von § 28h Absatz 2 die Deutsche 
Rentenversicherung Bund.

(2) Die Deutsche Rentenversicherung Bund entscheidet 
auf Grund einer Gesamtwürdigung aller Umstände 
des Einzelfalles, ob eine Beschäftigung vorliegt.

(3) Die Deutsche Rentenversicherung Bund teilt den Be-
teiligten schriftlich oder elektronisch mit, welche 
Angaben und Unterlagen sie für ihre Entscheidung 
benötigt. Sie setzt den Beteiligten eine angemessene 
Frist, innerhalb der diese die Angaben zu machen 
und die Unterlagen vorzulegen haben.

(4) Die Deutsche Rentenversicherung Bund teilt den Be-
teiligten mit, welche Entscheidung sie zu treffen be-
absichtigt, bezeichnet die Tatsachen, auf die sie ihre 
Entscheidung stützen will, und gibt den Beteiligten 
Gelegenheit, sich zu der beabsichtigten Entschei-
dung zu äußern.

(5) Die Deutsche Rentenversicherung Bund fordert die 
Beteiligten auf, innerhalb einer angemessenen Frist 
die Tatsachen anzugeben, die eine Widerlegung be-
gründen, wenn diese die Vermutung widerlegen 
wollen.

(6) Wird der Antrag nach Absatz 1 innerhalb eines Mo-
nats nach Aufnahme der Tätigkeit gestellt und stellt 
die Deutsche Rentenversicherung Bund ein versi-
cherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis fest, 
tritt die Versicherungspflicht mit der Bekanntgabe 
der Entscheidung ein, wenn der Beschäftigte
1. zustimmt und
2. er für den Zeitraum zwischen Aufnahme der 

Beschäftigung und der Entscheidung eine Absi-
cherung gegen das finanzielle Risiko von 
Krankheit und zur Altersvorsorge vorgenom-
men hat, die der Art nach den Leistungen der 
gesetzlichen Krankenversicherung und der ge-
setzlichen Rentenversicherung entspricht.

 Der Gesamtsozialversicherungsbeitrag wird 
erst zu dem Zeitpunkt fällig, zu dem die Ent-
scheidung, dass eine Beschäftigung vorliegt, 
unanfechtbar geworden ist.

(7) Widerspruch und Klage gegen Entscheidungen, dass 
eine Beschäftigung vorliegt, haben aufschiebende 
Wirkung. Eine Klage auf Erlass der Entscheidung ist 
abweichend von § 88 Absatz 1 des Sozialgerichtsge-
setzes nach Ablauf von drei Monaten zulässig.

§ 7b SGB IV: Wertguthabenvereinbarung
Eine Wertguthabenvereinbarung liegt vor, wenn

1. der Aufbau des Wertguthabens auf Grund einer 
schriftlichen Vereinbarung erfolgt,

2. diese Vereinbarung nicht das Ziel der flexiblen 
Gestaltung der werktäglichen oder wöchentli-
chen Arbeitszeit oder den Ausgleich betriebli-
cher Produktions- und Arbeitszeitzyklen ver-
folgt,

3. Arbeitsentgelt in das Wertguthaben eingebracht 
wird, um es für Zeiten der Freistellung von der 
Arbeitsleistung oder der Verringerung der ver-
traglich vereinbarten Arbeitszeit zu entnehmen,

4. das aus dem Wertguthaben fällige Arbeitsent-
gelt mit einer vor oder nach der Freistellung von 
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der Arbeitsleistung oder der Verringerung der 
vertraglich vereinbarten Arbeitszeit erbrachten 
Arbeitsleistung erzielt wird und

5. das fällige Arbeitsentgelt insgesamt 450 Euro 
monatlich übersteigt, es sei denn, die Beschäfti-
gung wurde vor der Freistellung als geringfügi-
ge Beschäftigung ausgeübt.

§ 7c SGB IV: Verwendung von Wertguthaben
(1) Das Wertguthaben auf Grund einer Vereinbarung 

nach § 7b kann in Anspruch genommen werden
1. für gesetzlich geregelte vollständige oder teil-

weise Freistellungen von der Arbeitsleistung 
oder gesetzlich geregelte Verringerungen der 
Arbeitszeit, insbesondere für Zeiten,
a) in denen der Beschäftigte eine Freistel lung 

nach § 3 des Pflegezeitgesetzes oder nach § 2 
des Familienpflegezeitgesetzes verlangen 
kann,

b) in denen der Beschäftigte nach § 15 des Bun-
deselterngeld- und Elternzeitgesetzes ein 
Kind selbst betreut und erzieht,

c) für die der Beschäftigte eine Verringerung 
seiner vertraglich vereinbarten Arbeitszeit 
nach § 8 oder § 9a des Teilzeit- und Befris-
tungsgesetzes verlangen kann; § 8 des Teil-
zeit- und Befristungsgesetzes gilt mit der 
Maßgabe, dass die Verringerung der Arbeits-
zeit auf die Dauer der Entnahme aus dem 
Wertguthaben befristet werden kann,

2. für vertraglich vereinbarte vollständige oder 
teilweise Freistellungen von der Arbeitsleistung 
oder vertraglich vereinbarte Verringerungen 
der Arbeitszeit, insbesondere für Zeiten,
a) die unmittelbar vor dem Zeitpunkt liegen, 

zu dem der Beschäftigte eine Rente wegen 
Alters nach dem Sechsten Buch bezieht oder 
beziehen könnte oder

b) in denen der Beschäftigte an beruflichen 
Qualifizierungsmaßnahmen teilnimmt.

(2) Die Vertragsparteien können die Zwecke, für die 
das Wertguthaben in Anspruch genommen werden 
kann, in der Vereinbarung nach § 7b abweichend 
von Absatz 1 auf bestimmte Zwecke beschränken.

§ 7d SGB IV: Führung und Verwaltung von Wertgut-
haben

(1) Wertguthaben sind als Arbeitsentgeltguthaben ein-
schließlich des darauf entfallenden Arbeitgeberan-
teils am Gesamtsozialversicherungsbeitrag zu füh-
ren. Die Arbeitszeitguthaben sind in Arbeitsentgelt 
umzurechnen.

(2) Arbeitgeber haben Beschäftigte mindestens einmal jähr-
lich in Textform über die Höhe ihres im Wertguthaben 
enthaltenen Arbeitsentgeltguthabens zu unterrichten.

(3) Für die Anlage von Wertguthaben gelten die Vor-
schriften über die Anlage der Mittel von Versiche-
rungsträgern nach dem Vierten Titel des Vierten 
Abschnitts entsprechend, mit der Maßgabe, dass 
eine Anlage in Aktien oder Aktienfonds bis zu einer 
Höhe von 20 Prozent zulässig und ein Rückfluss 

zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme des Wertgut-
habens mindestens in der Höhe des angelegten Be-
trages gewährleistet ist. Ein höherer Anlageanteil in 
Aktien oder Aktienfonds ist zulässig, wenn
1. dies in einem Tarifvertrag oder auf Grund eines 

Tarifvertrages in einer Betriebsvereinbarung 
vereinbart ist oder

2. das Wertguthaben nach der Wertguthabenver-
einbarung ausschließlich für Freistellungen 
nach § 7c Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a in 
Anspruch genommen werden kann.

§ 7e SGB IV: Insolvenzschutz
(1) Die Vertragsparteien treffen im Rahmen ihrer Verein-

barung nach § 7b durch den Arbeitgeber zu erfüllende 
Vorkehrungen, um das Wertguthaben einschließlich 
des darin enthaltenen Gesamtsozialversicherungsbei-
trages gegen das Risiko der Insolvenz des Arbeitge-
bers vollständig abzusichern, soweit
1. ein Anspruch auf Insolvenzgeld nicht besteht 

und wenn
2. das Wertguthaben des Beschäftigten einschließ-

lich des darin enthaltenen Gesamtsozialversi-
cherungsbeitrages einen Betrag in Höhe der 
monatlichen Bezugsgröße übersteigt.

 In einem Tarifvertrag oder auf Grund eines Ta-
rifvertrages in einer Betriebsvereinbarung 
kann ein von Satz 1 Nummer 2 abweichender 
Betrag vereinbart werden.

(2) Zur Erfüllung der Verpflichtung nach Absatz 1 sind 
Wertguthaben unter Ausschluss der Rückführung 
durch einen Dritten zu führen, der im Fall der Insol-
venz des Arbeitgebers für die Erfüllung der Ansprü-
che aus dem Wertguthaben für den Arbeitgeber ein-
steht, insbesondere in einem Treuhandverhältnis, das 
die unmittelbare Übertragung des Wertguthabens in 
das Vermögen des Dritten und die Anlage des Wert-
guthabens auf einem offenen Treuhandkonto oder in 
anderer geeigneter Weise sicherstellt. Die Vertragspar-
teien können in der Vereinbarung nach § 7b ein ande-
res, einem Treuhandverhältnis im Sinne des Satzes 1 
gleichwertiges Sicherungsmittel vereinbaren, insbe-
sondere ein Versicherungsmodell oder ein schuldrecht-
liches Verpfändungs- oder Bürgschaftsmodell mit aus-
reichender Sicherung gegen Kündigung.

(3) Keine geeigneten Vorkehrungen sind bilanzielle 
Rückstellungen sowie zwischen Konzernunterneh-
men (§ 18 des Aktiengesetzes) begründete Einstands-
pflichten, insbesondere Bürgschaften, Patronatserklä-
rungen oder Schuldbeitritte.

(4) Der Arbeitgeber hat den Beschäftigten unverzüglich 
über die Vorkehrungen zum Insolvenzschutz in ge-
eigneter Weise schriftlich zu unterrichten, wenn das 
Wertguthaben die in Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 ge-
nannten Voraussetzungen erfüllt.

(5) Hat der Beschäftigte den Arbeitgeber schriftlich auf-
gefordert, seinen Verpflichtungen nach den Absätzen 
1 bis 3 nachzukommen und weist der Arbeitgeber 
dem Beschäftigten nicht innerhalb von zwei Monaten 
nach der Aufforderung die Erfüllung seiner Verpflich-
tung zur Insolvenzsicherung des Wertguthabens 
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nach, kann der Beschäftigte die Vereinbarung nach § 
7b mit sofortiger Wirkung kündigen; das Wertgutha-
ben ist nach Maßgabe des § 23b Absatz 2 aufzulösen.

(6) Stellt der Träger der Rentenversicherung bei der 
Prüfung des Arbeitgebers nach § 28p fest, dass
1. für ein Wertguthaben keine Insolvenzschutzre-

gelung getroffen worden ist,
2. die gewählten Sicherungsmittel nicht geeignet 

sind im Sinne des Absatzes 3,
3. die Sicherungsmittel in ihrem Umfang das 

Wertguthaben um mehr als 30 Prozent unter-
schreiten oder

4. die Sicherungsmittel den im Wertguthaben ent-
haltenen Gesamtsozialversicherungsbeitrag nicht 
umfassen,

 weist er in dem Verwaltungsakt nach § 28p Ab-
satz 1 Satz 5 den in dem Wertguthaben enthal-
tenen und vom Arbeitgeber zu zahlen-den Ge-
samtsozialversicherungsbeitrag aus. Weist der 
Arbeitgeber dem Träger der Rentenversiche-
rung innerhalb von zwei Monaten nach der 
Feststellung nach Satz 1 nach, dass er seiner 
Verpflichtung nach Absatz 1 nachgekommen 
ist, entfällt die Verpflichtung zur sofortigen 
Zahlung des Gesamtsozialversicherungsbeitra-
ges. Hat der Arbeitgeber den Nachweis nach 
Satz 2 nicht innerhalb der dort vorgesehenen 
Frist erbracht, ist die Vereinbarung nach § 7b 
als von Anfang an unwirksam anzusehen; das 
Wertguthaben ist aufzulösen.

(7) Kommt es wegen eines nicht geeigneten oder nicht 
ausreichenden Insolvenzschutzes zu einer Verringe-
rung oder einem Verlust des Wertguthabens, haftet 
der Arbeitgeber für den entstandenen Schaden. Ist 
der Arbeitgeber eine juristische Person oder eine 
Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit haften auch 
die organschaftlichen Vertreter gesamtschuldne-
risch für den Schaden. Der Arbeitgeber oder ein or-
ganschaftlicher Vertreter haften nicht, wenn sie den 
Schaden nicht zu vertreten haben.

(8) Eine Beendigung, Auflösung oder Kündigung der 
Vorkehrungen zum Insolvenzschutz vor der bestim-
mungsgemäßen Auflösung des Wertguthabens ist 
unzulässig, es sei denn, die Vorkehrungen werden 
mit Zustimmung des Beschäftigten durch einen min-
destens gleichwertigen Insolvenzschutz abgelöst.

(9) Die Absätze 1 bis 8 finden keine Anwendung gegen-
über dem Bund, den Ländern, Gemeinden, Körper-
schaften, Stiftungen und Anstalten des öffentlichen 
Rechts, über deren Vermögen die Eröffnung des In-
solvenzverfahrens nicht zulässig ist, sowie solchen 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts, bei 
denen der Bund, ein Land oder eine Gemeinde kraft 
Gesetzes die Zahlungsfähigkeit sichert.

§ 7f SGB IV: Übertragung von Wertguthaben
(1) Bei Beendigung der Beschäftigung kann der Be-

schäftigte durch schriftliche Erklärung gegenüber 
dem bisherigen Arbeitgeber verlangen, dass das 
Wertguthaben nach § 7b 
1. auf den neuen Arbeitgeber übertragen wird, 

wenn dieser mit dem Beschäftigten eine Wert-
guthabenvereinbarung nach § 7b abgeschlossen 
und der Übertragung zugestimmt hat,

2.  auf die Deutsche Rentenversicherung Bund 
übertragen wird, wenn das Wertguthaben ein-
schließlich des Gesamtsozialversicherungsbei-
trages einen Betrag in Höhe des Sechsfachen 
der monatlichen Bezugsgröße übersteigt; die 
Rückübertragung ist ausgeschlossen.

Nach der Übertragung sind die mit dem Wertguthaben 
verbundenen Arbeitgeberpflichten vom neuen Arbeit-
geber oder von der Deutschen Rentenversicherung 
Bund zu erfüllen.
(2) Im Fall der Übertragung auf die Deutsche Renten-

versicherung Bund kann der Beschäftigte das Wert-
guthaben für Zeiten der Freistellung von der Arbeits-
leistung und Zeiten der Verringerung der vertraglich 
vereinbarten Arbeitszeit nach § 7c Absatz 1 sowie 
auch außerhalb eines Arbeitsverhältnisses für die in 
§ 7c Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a genannten Zei-
ten in Anspruch nehmen. Der Antrag ist spätestens 
einen Monat vor der begehrten Freistellung schrift-
lich bei der Deutschen Rentenversicherung Bund zu 
stellen; in dem Antrag ist auch anzugeben, in wel-
cher Höhe Arbeitsentgelt aus dem Wertguthaben 
entnommen werden soll; dabei ist § 7 Absatz 1a Satz 
1 Nummer 2 zu berücksichtigen.

(3) Die Deutsche Rentenversicherung Bund verwaltet 
die ihr übertragenen Wertguthaben einschließlich 
des darin enthaltenen Gesamtsozialversicherungs-
beitrages als ihr übertragene Aufgabe bis zu deren 
endgültiger Auflösung getrennt von ihrem sonstigen 
Vermögen treuhänderisch. Die Wertguthaben sind 
nach den Vorschriften über die Anlage der Mittel 
von Versicherungsträgern nach dem Vierten Titel 
des Vierten Abschnitts anzulegen. Die der Deut-
schen Rentenversicherung Bund durch die Übertra-
gung, Verwaltung und Verwendung von Wertgutha-
ben entstehenden Kosten sind vollständig vom 
Wertguthaben in Abzug zu bringen und in der Mit-
teilung an den Beschäftigten nach § 7d Absatz 2 ge-
sondert auszuweisen.

Fulda, den 22. Februar 2021

Dr. Michael Gerber 
Bischof von Fulda
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Nr. 39 Inkraftsetzung der Beschlüsse der Bundes-
kommission der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission des Deutschen Caritasverbandes e. 
V. vom 8. Oktober 2020

Artikel I
Beschluss

Die Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission des Deutschen Caritasverbandes e.V. hat am 08. 
Oktober 2020 folgende Beschlüsse gefasst:

A. Änderung in § 1 des Anhangs B der Anlage 30 zu 
den AVR

1. In § 1 des Anhangs B der Anlage 30 zu den AVR 
wird ein neuer Absatz 1a eingefügt:

„(1a) Diese Übergangs- und Besitzstandsregelung 
gilt auch für alle Ärztinnen und Ärzte im Sinne 
des § 1 der Anlage 30, die am 31. Dezember 
2019 in einem Dienstverhältnis gestanden ha-
ben, das am 1. Januar 2020 fortbesteht, für die 
Dauer des ununterbrochen fortbestehenden 
Dienstverhältnisses. In den Fällen nach Satz 1 
gilt für die Besitzstandsregelung nach § 3 An-
hang B der Anlage 30 anstatt (des Tags) des In-
krafttretens der Anlage 30 zu den AVR durch 
Beschluss der Regionalkommission der 1. Janu-
ar 2020. In den Fällen nach Satz 1 gilt § 3 An-
hang B der Anlage 30 mit der Maßgabe, dass

a) Absatz 5 (in der Fassung durch Beschluss der Bun-
deskommission vom 9. Dezember 2010) keine 
Anwendung findet und

b) abweichend von § 3 Absatz 10 Satz 2 die im Jahr 
2020 erhöhten Werte zugrunde zu legen sind.“

2. Inkrafttreten

Die Änderungen treten zum 1. Oktober 2020 
in Kraft.

B.  Änderungen in Anlage 2 zu den AVR

1. In Anlage 2 zu den AVR werden die folgenden 
Tätigkeitsmerkmale ersatzlos gestrichen und 
jeweils durch das Wort „(entfällt)“ ersetzt:

a) In Vergütungsgruppe 1: 
- die Ziffern 1 und 2, 

b) In Vergütungsgruppe 1a: 
- die Ziffern 2 bis 7 sowie
- die Ziffern 15 und 16, 

c) In Vergütungsgruppe 1b:
- die Ziffern 3 bis 8 sowie
- die Ziffern 18 und 19,
d) In Vergütungsgruppe 2:
- Ziffer 2,

- Ziffer 17. 

2. Der Beschluss tritt zum 1. November 2020 in 
Kraft.

Artikel II
Inkraftsetzung

Gemäß § 21 der Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion in Verbindung mit den Richtlinien für die Inkraftset-
zung der Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommission 
des Deutschen Caritasverbandes e. V. durch die Diözesan-
bischöfe werden hiermit die in dem vorstehenden Artikel I 
genannten Beschlüsse der Bundeskommission der Arbeits-
rechtlichen Kommission des Deutschen Caritasverbandes 
e. V. vom 08.10.2020 für die Diözese Fulda in Kraft gesetzt. 

Fulda, 11. März 2021

Dr. Michael Gerber 
Bischof von Fulda

Nr. 40 Inkraftsetzung der Beschlüsse der Bundes-
kommission der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission des Deutschen Caritasverbandes e. 
V. vom 10. Dezember 2020

Artikel I
Beschluss

Die Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission des Deutschen Caritasverbandes e.V. hat am 10. 
Dezember 2020 folgende Beschlüsse gefasst:

A. Änderung des Abschnitts IIb der Anlage 1 zu den 
AVR 

1. In Anlage 1 zu den AVR wird der Abschnitt 
IIb wie folgt neu gefasst:

 „IIb Corona-Einmalzahlung

 § 1 Geltungsbereich 
 Die Regelungen dieses Abschnitts gelten für 

alle Mitarbeiter in einem Dienst- oder Aus-
bildungsverhältnis nach den Anlagen 2, 2d, 
2e, 7, 22, 23, 31, 32 und 33.  

 § 2 Corona-Einmalzahlung
(1) Mitarbeiter, die unter den Geltungsbe-

reich nach § 1 fallen, erhalten die Coro-
na-Einmalzahlung spätestens mit der 
Vergütung des Monats Juni 2021 ausge-
zahlt, wenn ihr Dienstverhältnis am 1. 
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Dezember 2020 bestand und an mindes-
tens einem Tag zwischen dem 1. März 
2020 und dem 31. Dezember 2020 An-
spruch auf Dienstbezüge bzw. Ausbil-
dungsentgelt/-hilfe/-vergütung bestan-
den hat.

Anmerkungen zu Absatz 1: 
1. Die Corona-Einmalzahlung wird zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn bzw. 
Ausbildungsentgelt/-hilfe/-vergütung gewährt. 
Es handelt sich um eine Beihilfe bzw. Unterstüt-
zung des Dienstgebers zur Abmilderung der zu-
sätzlichen Belastung durch die Corona-Krise im 
Sinne des § 3 Nummer 11a des Einkommen-
steuergesetzes, sofern die Auszahlung der Co-
rona-Einmalzahlung im dort definierten Zeit-
raum erfolgt.  

3. Die Corona-Einmalzahlung ist kein zusatz-
versorgungspflichtiges Entgelt.

(2) Die Höhe der Corona-Einmalzahlung be 
 trägt

in den Entgeld-
gruppen der An-
lagen 31 bis 33

in den Vergü-
t u n g s g r u p p e n 
der Anlage 3

Einmalzahlung

P 4 bis P 8, 
S 2 bis S 8 b 

VG 12 bis VG 5c 600,00 Euro

EG 9b bis EG 12, 
P 9 bis P 16, 
S 9 bis S 18

VG 5b bis VG 3 400,00 Euro

EG 13 bis EG 15 VG 2 bis VG 1 300,00 Euro.

 Die Höhe der Corona-Einmalzahlung be-
trägt für alle Auszubildenden, Schüler und 
Praktikanten nach Anlage 7 AVR 225,00 
Euro. Abschnitt IIa der Anlage 1 AVR gilt 
entsprechend. Maßgeblich sind die jeweili-
gen Verhältnisse am 1. Dezember 2020. 

(3) Die Corona-Einmalzahlung ist bei der Be-
messung sonstiger Leistungen nicht zu be-
rücksichtigen.“

2. Inkrafttreten

Die Änderungen treten zum 1. Dezember 2020 in Kraft.

B. Änderungen im Allgemeinen Teil sowie in den An-
lagen 1, 31, 32 und 33 zu den AVR („Tarifpflege“) 

1. Änderungen im Allgemeinen Teil sowie in 
den Anlagen 1, 31, 32 und 33 zu den AVR 
(„Tarifpflege“)

a) Änderungen in § 14 Abs. 4 der Anlagen 31 
und 32 sowie in § 13 der Anlage 33 zu den 
AVR 

 Im jeweiligen Absatz 4 Satz 4 des § 14 der 
Anlagen 31 und 32 sowie des § 13 der Anla-
ge 33 zu den AVR werden nach dem Wort 
„zuzuordnen“ die Wörter „; die in der bishe-
rigen Stufe zurückgelegte Stufenlaufzeit 
wird auf die Stufenlaufzeit in der niedrige-
ren Entgeltgruppe angerechnet“ angefügt. 

b) Änderungen in Abschnitt Ib der Anlage 1 zu 
den AVR 

 In Abschnitt Ib der Anlage 1 zu den AVR 
wird der Absatz (c) wie folgt neu gefasst:

 „c) Ist Mitarbeitern vorübergehend eine hö-
herwertige Tätigkeit übertragen worden, 
und wird ihnen im unmittelbaren Anschluss 
daran eine Tätigkeit derselben höheren Ent-
geltgruppe dauerhaft übertragen, werden sie 
hinsichtlich der Stufen-zuordnung so ge-
stellt, als sei die Höhergruppierung ab dem 
ersten Tag der vorübergehenden Übertra-
gung der höherwertigen Tätigkeit erfolgt. 
Unterschreiten bei Höhergruppierungen 
nach Satz 1 die Dienstbezüge (Abschnitt II 
der Anlage 1) die Summe aus den Dienstbe-
zügen und dem Zulagenbetrag nach Ab-
schnitt Ib Abs. (b) der Anlage 1, die der Mit-
arbeiter am Tag vor der Höhergruppierung 
er-halten hat, erhält der Mitarbeiter dieses 
höhere Entgelt solange, bis die Dienstbezüge 
(Abschnitt II der Anlage 1) dieses höhere 
Entgelt erreichen oder übersteigen.“

 
c) Änderungen in den Anmerkungen zu den 

Tätigkeitsmerkmalen der Vergütungs-grup-
pen 1 – 12 der Anlage 2, in Anhang D der 
Anlage 31 sowie in Anhang A der Anlage 
21a zu den AVR

 Die Anmerkung I zu den Tätigkeitsmerkma-
len der Vergütungsgruppen 1 - 12 der Anla-
ge 2 zu den AVR wird wie folgt ersetzt; 
ebenso werden die Vorbemerkungen Nr. 1 
und Nr. 2 des Anhang D der Anlage 31 zu 
den AVR wie folgt ersetzt; des Weiteren wer-
den in den Anmerkungen zu den Tätigkeits-
merkmalen in Anhang A der Anlage 21a zu 
den AVR die Anmerkungen zu „Wissen-
schaftliche Hochschulbildung“ und „Hoch-
schulbildung“ wie folgt ersetzt:

 „Wissenschaftliche Hochschulbildung 

 Eine abgeschlossene wissenschaftliche 
Hochschulbildung liegt vor, wenn das Studi-
um an einer staatlichen Hochschule im Sinne 
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des § 1 Hochschulrahmenge-setz (HRG) 
oder einer nach § 70 HRG staatlich aner-
kannten Hochschule  

 a) mit einer nicht an einer Fachhochschule 
abgelegten ersten Staatsprüfung, Magister-
prüfung oder Diplomprüfung oder  

 b) mit einer Masterprüfung  

 beendet worden ist. Diesen Prüfungen steht 
eine Promotion oder die Akademische Ab-
schlussprüfung (Magisterprüfung) einer Phi-
losophischen Fakultät nur in den Fällen 
gleich, in denen die Ablegung einer ersten 
Staatsprüfung, einer Masterprüfung oder ei-
ner Diplomprüfung nach den einschlägigen 
Ausbildungsvorschriften nicht vorgesehen 
ist. Eine abgeschlossene wissenschaftliche 
Hochschulbildung im Sinne des Satzes 1 
Buchst. a setzt voraus, dass die Abschluss-
prüfung in einem Studiengang abgelegt wur-
de, der seinerseits mindestens das Zeugnis 
der Hochschulreife (allgemeine Hochschul-
reife oder einschlägige fachgebundene Hoch-
schulreife) oder eine andere landesrechtliche 
Hochschulzugangsberechtigung als Zu-
gangsvoraussetzung erfordert, und für den 
Abschluss eine Regelstudienzeit von min-
destens acht Semestern – ohne etwaige Pra-
xissemester, Prüfungssemester o. Ä. – vor-
schreibt. 

 Ein Bachelorstudiengang erfüllt diese Vor-
aussetzung auch dann nicht, wenn mehr als 
sechs Semester für den Abschluss vorge-
schrieben sind. Der Masterstudiengang muss 
nach den Regelungen des Akkreditierungs-
rats akkreditiert sein. Ein Abschluss an einer 
ausländischen Hochschule gilt als abge-
schlossene wissenschaftliche Hoch-schulbil-
dung, wenn er von der zuständigen staatli-
chen Stelle als dem deutschen 
Hochschulabschluss vergleichbar bewertet 
wurde.  

 Anmerkung zu Satz 5: 
 Das Akkreditierungserfordernis ist bis zum 

31. Dezember 2024 ausgesetzt.“

 „Hochschulbildung 
 Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt 

vor, wenn von einer staatlichen Hochschule 
im Sinne des § 1 HRG oder einer nach § 70 
HRG staatlich anerkannten Hochschule ein 
Diplomgrad mit dem Zusatz „Fachhochschu-
le“ („FH“), ein anderer nach § 18 HRG 
gleichwertiger Abschlussgrad oder ein Ba-
chelorgrad verliehen wurde. Die Abschluss-
prüfung muss in einem Studiengang abgelegt 
worden sein, der seinerseits mindestens das 
Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine 

Hochschulreife oder einschlägige fachge-
bundene Hochschulreife) oder eine andere 
landesrechtliche Hochschulzugangsberechti-
gung als Zugangsvoraussetzung erfordert, 
und für den Abschluss eine Regelstudienzeit 
von mindestens sechs Semestern – ohne et-
waige Praxissemester, Prüfungssemester o. 
Ä. – vorschreibt. Der Bachelorstudiengang 
muss nach den Regelungen des Akkreditie-
rungsrats akkreditiert sein. Dem gleichge-
stellt sind Abschlüsse in akkreditierten Ba-
chelorausbildungsgängen an 
Berufsakademien. Ein Abschluss an einer 
ausländischen Hochschule gilt als abge-
schlossene Hochschulbildung, wenn er von 
der zuständigen staatlichen Stelle als dem 
deutschen Hochschulabschluss vergleichbar 
bewertet wurde. 

 Anmerkung zu Satz 3 und 4: 
 Das Akkreditierungserfordernis ist bis zum 

31. Dezember 2024 ausgesetzt.“

 „Hochschulbildung 

 Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt 
vor, wenn von einer staatlichen Hochschule 
im Sinne des § 1 HRG oder einer nach § 70 
HRG staatlich anerkannten Hochschule ein 
Diplomgrad mit dem Zusatz „Fachhochschu-
le“ („FH“), ein anderer nach § 18 HRG 
gleichwertiger Abschlussgrad oder ein Ba-
chelorgrad verliehen wurde. Die Abschluss-
prüfung muss in einem Studiengang abgelegt 
worden sein, der seinerseits mindestens das 
Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine 
Hochschulreife oder einschlägige fachge-
bundene Hochschulreife) oder eine andere 
landesrechtliche Hochschulzugangsberechti-
gung als Zugangsvoraussetzung erfordert, 
und für den Abschluss eine Regelstudienzeit 
von mindestens sechs Semestern – ohne et-
waige Praxissemester, Prüfungssemester o. 
Ä. – vorschreibt. Der Bachelorstudiengang 
muss nach den Regelungen des Akkreditie-
rungsrats akkreditiert sein. Dem gleichge-
stellt sind Abschlüsse in akkreditierten Ba-
chelorausbildungsgängen an 
Berufsakademien. Ein Abschluss an einer 
ausländischen Hochschule gilt als abge-
schlossene Hochschulbildung, wenn er von 
der zuständigen staatlichen Stelle als dem 
deutschen Hochschulabschluss vergleichbar 
bewertet wurde. 

 Anmerkung zu Satz 3 und 4: 
 Das Akkreditierungserfordernis ist bis zum  
 31. Dezember 2024 ausgesetzt.“

d) Änderungen in Anhang B der Anlage 33 zu 
den AVR
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 Anmerkung Nr. 13 aus den Anmerkungen 
zu den Tätigkeitsmerkmalen der Entgelt-
gruppen S 2 bis S 18 (Anhang B zur Anlage 
33) des Anhangs B der Anlage 33 zu den 
AVR wird wie folgt ersetzt:

 „Eine abgeschlossene Hochschulbildung 
liegt  vor, wenn von einer staatlichen 
Hochschule im Sinne des § 1 HRG oder einer 
nach § 70 HRG staatlich anerkannten Hoch-
schule ein Diplomgrad mit dem Zusatz 
„Fachhochschule“ („FH“), ein anderer nach 
§ 18 HRG gleichwertiger Abschlussgrad 
oder ein Bachelorgrad verliehen wurde. Die 
Abschlussprüfung muss in einem Studien-
gang abgelegt worden sein, der seinerseits 
mindestens das Zeugnis der Hochschulreife 
(allgemeine Hochschulreife oder einschlägi-
ge fachgebundene Hochschulreife) oder eine 
andere landesrechtliche Hochschulzugangs-
berechtigung als Zugangsvoraussetzung er-
fordert, und für den Abschluss eine Regel-
studienzeit von mindestens sechs Semestern 
– ohne etwaige Praxissemester, Prüfungsse-
mester o. Ä. – vorschreibt. 

 Der Bachelorstudiengang muss nach den Re-
gelungen des Akkreditierungsrats akkredi-
tiert sein. Dem gleichgestellt sind Abschlüsse 
in akkreditierten Bachelorausbildungsgän-
gen an Berufsakademien. Ein Abschluss an 
einer ausländischen Hochschule gilt als ab-
geschlossene Hochschulbildung, wenn er 
von der zuständigen staatlichen Stelle als 
dem deutschen Hochschulabschluss ver-
gleichbar bewertet wurde. 

 Anmerkung zu Satz 3 und 4: 
 Das Akkreditierungserfordernis ist bis zum 

31. Dezember 2024 ausgesetzt.“

e) Änderungen in § 18 AT AVR

 § 18 Abs. 1 Satz 2 AT AVR wird wie neu 
gefasst:

 „Der Mitarbeiter hat den Dienstgeber von 
der Zustellung des Rentenbescheids unver-
züglich zu unterrichten.“

f) Änderungen in § 7 der Anlagen 31 – 33 zu 
den AVR
aa) § 7 Abs. 6 Satz 1 der Anlage 31 zu den 

AVR wird wie folgt neu gefasst:

 „Das Bereitschaftsdienstentgelt wird ge-
zahlt, es sei denn, dass ein Freizeitaus-
gleich im Dienstplan vorgesehen ist, oder 
eine entsprechende Regelung in einer 
einvernehmlichen Dienstvereinbarung 

getroffen wird oder der Mitarbeiter dem 
Freizeitausgleich zustimmt.“

bb) In § 7 der Anlagen 32 und 33 zu den 
AVR wird Absatz 5 wie folgt neu gefasst:

 „An Mitarbeiter wird das Bereitschafts-
dienstentgelt gezahlt, es sei denn, dass 
ein Freizeitausgleich im Dienstplan vor-
gesehen ist, oder eine entsprechende Re-
gelung in einer einvernehmlichen Dienst-
vereinbarung getroffen wird oder der 
Mitarbeiter dem Freizeitausgleich zu-
stimmt.“

2. Inkrafttreten

 Die Änderungen treten zum 1. Dezember 2020 
in Kraft.

C.  Verlängerung der Übertragung der Regelungskom-
petenz gemäß § 13 Abs. 6 S. 1, 2. Alt. AK-Ordnung 
zur Regelung der Dienstverhältnisse mit Praktikan-
ten in der Praxis-orientierten Ausbildung zum Er-
zieher und zum Heilerziehungspfleger von der Bun-
deskommission auf die Regionalkommission 
Nordrhein-Westfalen

1. Verlängerung der Übertragung der Regelungs-
kompetenz:

 „Die Befristung der Übertragung der Regelungs-
kompetenz im Beschluss der Bundeskommission 
vom 23. Oktober 2014 zur Übertragung der Re-
gelungszuständigkeit zur Regelung der Dienst-
verhältnisse mit Fachschulpraktikanten während 
der praxis-integrierten schulischen Ausbildung 
zum Erzieher und zum Heilerziehungspfleger 
mit Wirkung ab dem 1. Januar 2021 auf die Regi-
onalkommission NRW wird nach § 13 Abs. 6 
Satz 1, 2. Alt. AK-Ordnung auf den 31. Dezem-
ber 2022 verlängert. 

 Bis dahin beschlossene Regelungen sind von der 
Regionalkommission NRW längstens bis zu die-
sem Termin zu befristen, wobei für zu diesem 
Termin bereits bestehende Praktikantenverhält-
nisse die Weitergeltung über diesen Termin hin-
aus geregelt werden kann. Für die Dienstver-
hältnisse mit Praktikanten in der 
Praxisorientierten Ausbildung zum Erzieher gilt 
die Kompetenzübertragung nur für die Rege-
lung von Praktikantenverhältnissen, die bis zum 
31. Dezember 2018 begonnen wurden.“

2. Inkrafttreten
 Der Beschluss tritt zum 1. Januar 2021 in Kraft.

Artikel II
Inkraftsetzung

Gemäß § 21 der Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kom-
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mission in Verbindung mit den Richtlinien für die In-
kraftsetzung der Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen 
Kommission des Deutschen Caritasverbandes e. V. 
durch die Diözesanbischöfe werden hiermit die in dem 
vorstehenden Artikel I genannten Beschlüsse der Bun-
deskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission des 
Deutschen Caritasverbandes e. V. vom 10.12.2020 für 
die Diözese Fulda in Kraft gesetzt. 

Fulda, 11. März 2021

 
Dr. Michael Gerber 

Bischof von Fulda

Nr. 41 Inkraftsetzung des Beschlusses der Regio-
nalkommission Mitte der Arbeitsrechtlichen 
Kommission des Deutschen Caritasverban-
des e. V. vom 16. Juli 2020

Artikel I
Beschluss

Die Regionalkommission Mitte hat gemäß § 10 der Ord-
nung der Arbeitsrechtlichen Kommission die nachste-
henden Beschlüsse gefasst:

Änderungen der Anlage 30 zu den AVR

1. Übernahme der ab dem 1. Januar 2020 be-
schlossenen mittleren Werte

 Der Beschluss der Bundeskommission der Ar-
beitsrechtlichen Kommission vom 18. Juni 2020 
zur Ärzte-Tarifrunde, Änderungen in der Anla-
ge 30 zu den AVR wird hinsichtlich aller dort 
beschlossenen mittleren Werte zur Entgelt- und 
Vergütungshöhe sowie zur Einmalzahlung nach 
Ziffer I.15 des o. g. Beschlusses der Bundeskom-
mission mit der Maßgabe übernommen, dass 
alle dort beschlossenen mittleren Werte zu den-
selben Zeitpunkten, beginnend ab dem 1. Janu-
ar 2020 als neue Entgelt- und Vergütungswerte 
sowie als Einmalzahlung für den Bereich der 
Regionalkommission Mitte festgesetzt werden.

2. Inkrafttreten

 Dieser Beschluss tritt zum 1. Januar 2020 in Kraft.

Änderungen der Anlage 20 zu den AVR

1. Die Regionalkommission nimmt die Kompeten-
zübertragung der Bundeskommission vom 18. 
Juni 2020 zum Tagesordnungspunkt 5.2 an.

2. In § 2 Abs. 1 der Anlage 20 AVR werden für 
den Geltungsbereich der Regionalkommission 
Mitte folgende Sätze 2 bis 9 eingefügt: 

 „Besteht keine tarifvertragliche Regelung nach 
Satz 1, können den Dienstverträgen als Mindes-
tinhalt auch die branchenüblichen, regional gel-
tenden Arbeitsbedingungen bzw. Vergütungs-
regelungen zu Grunde gelegt werden.  

 Hierzu ist vom Dienstgeber bei der zuständigen 
Regionalkommission der Arbeitsrechtlichen 
Kommission des Deutschen Caritasverbandes 
ein in Textform zu begründender Antrag zu stel-
len. Die Regionalkommission kann vom Dienst-
geber geeignete Unterlagen anfordern. Über ei-
nen Antrag nach Satz 3 entscheidet die 
Regionalkommission innerhalb von sechs Mona-
ten durch Beschluss. Soweit die Regionalkom-
mission Abweichungen von den Bestimmungen 
der AVR zulässt, sind diese zeitlich zu befristen. 
Die Frist nach Satz 5 beginnt mit der Feststellung 
des Eingangs der Antragsunterlagen durch die 
Kommissionsgeschäftsstelle. Bis zu einer Ent-
scheidung der Regionalkommission nach Satz 5 
gelten die ursprünglichen arbeitsvertraglichen 
Regelungen weiter. Die Regelung der Sätze 2 bis 
8 ist befristet bis zum 31. Dezember 2025.“

3. Der Beschluss tritt zum 1. Juli 2020 in Kraft. 

Artikel II
Inkraftsetzung

Gemäß § 21 der Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission des Deutschen Caritasverbandes e. V. (Kirchli-
ches Amtsblatt 2015, Nr. 159) werden hiermit die vor-
stehenden Beschlüsse der Regionalkommission Mitte 
vom 16. Juli 2020 für die Diözese Fulda in Kraft gesetzt. 

Fulda, 11. März 2021

Dr. Michael Gerber 
Bischof von Fulda

Nr. 42 Inkraftsetzung des Beschlusses der Regio-
nalkommission Mitte der Arbeitsrechtlichen 
Kommission des Deutschen Caritasverban-
des e. V. vom 17. Dezember 2020

Artikel I
Beschluss

Die Regionalkommission Mitte hat gemäß § 10 der Ord-
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nung der Arbeitsrechtlichen Kommission die nachste-
henden Beschlüsse gefasst:

1. Übernahme der beschlossenen mittleren Werte 
zur Corona-Einmalzahlung

 Der Beschluss der Bundeskommission der Ar-
beitsrechtlichen Kommission vom 10. Dezem-
ber 2020 zur Corona-Einmalzahlung, Änderun-
gen in Abschnitt IIb der Anlage 1 zu den AVR 
wird mit der Maßgabe übernommen, dass alle 
dort beschlossenen mittleren Werte zur Höhe 
der Corona-Einmalzahlung als Werte der Coro-
na-Einmalzahlung für den Bereich der Regio-
nalkommission Mitte festgesetzt werden.

2. Inkrafttreten

 Dieser Beschluss tritt zum 1. Dezember 2020 in 
Kraft.

Artikel II
Inkraftsetzung

Gemäß § 21 der Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission des Deutschen Caritasverbandes e. V. (Kirchli-
ches Amtsblatt 2015, Nr. 159) werden hiermit die vorste-
henden Beschlüsse der Regionalkommission Mitte vom 
17. Dezember 2020 für die Diözese Fulda in Kraft gesetzt. 

Fulda, 11. März 2021

Dr. Michael Gerber 
Bischof von Fulda

Nr. 43 Bekanntmachung über die Bildung einer 
neuen KODA mit Beteiligungsmöglichkeit  

      der Gewerkschaften

Im Januar 2022 wird nach Ablauf der laufenden Amts-
zeit der Bistums-KODA Fulda eine neue Bistums-KODA 
gebildet werden. Hierbei haben die tariffähigen Arbeit-
nehmerkoalitionen (Gewerkschaften) die Möglichkeit, 
eigene Vertreterinnen und Vertreter für die Mitarbei-
terseite in die Bistums-KODA zu entsenden.

Berechtigt zur Entsendung von Vertreterinnen und Ver-
tretern sind Gewerkschaften, die nach ihrer Satzung für 
Regelungsbereiche der Bistums-KODA Fulda räumlich 
und fachlich zuständig sind.

Den betreffenden Gewerkschaften wird hiermit Gele-
genheit gegeben, sich binnen einer Anzeigefrist von 
zwei Monaten nach Bekanntmachung an der Entsen-

dung von Vertreterinnen und Vertretern in die Bis-
tums-KODA zu beteiligen.
Die Anzahl der Vertreter, die von den Gewerkschaften 
entsandt werden, richtet sich grundsätzlich nach dem 
zahlenmäßigen Verhältnis der im Zeitpunkt der Entsen-
dung in den Gewerkschaften zusammengeschlossenen 
kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Zu-
ständigkeitsbereich der Kommission (Organisations-
stärke). Ungeachtet der jeweiligen Organisationsstärke 
ist laut KODA-Ordnung ein Sitz für die Gewerkschaften 
vorbehalten. An der Vergabe dieses Sitzes werden nur 
die Gewerkschaften beteiligt, in denen jeweils mindes-
tens 0,5 % der wahlberechtigten Beschäftigten im Zu-
ständigkeitsbereich dieser Kommission organisiert sind.

Gewerkschaften, die sich an der Entsendung von Ver-
treterinnen und Vertretern in die Bistums-KODA Fulda 
beteiligen wollen, müssen dies gegenüber der Vorsitzen-
den der Bistums-KODA, Frau Dagmar Heil, Adresse: 
Geschäftsstelle der Bistums-KODA, Paulustor 5, 36037 
Fulda, innerhalb der oben genannten Anzeigefrist, also 
bis spätestens 01.06.2021 schriftlich mitteilen. Die An-
zeige kann nur bis zum Ablauf dieser Anzeigefrist ab-
gegeben werden. Anzeigen, die nach dieser Frist einge-
reicht werden, können nicht mehr berücksichtigt werden 
(Ausschlussfrist).

gez. Dagmar Heil
Vorsitzende der Bistums-KODA Fulda

Nr. 44 GOTT SEI DANK – zentrale Feier der 
 Ehejubiläen im Bistum

Am 3. Juli 2021 um 16 Uhr lädt Bischof Dr. Michael 
Gerber zusammen mit einem Vorbereitungsteam der 
Familien- und Beziehungspastoral alle Ehepaare, die in 
diesem Jahr ein Ehejubiläum feiern, zu einem Wortgot-
tesdienst in den Dom nach Fulda ein. Hierzu gingen al-
len Pfarreien bereits Werbematerialien zu. Es gibt ein 
abwechslungsreiches Rahmenprogramm, das – ange-
passt an die dann gültigen Corona-Bedingungen – schö-
ne Möglichkeiten bietet, den Tag als Paar zu genießen.

Weitere Informationen gibt es unter www.ehejubilae-
um.bistum-fulda.de oder per Mail an: familienseelsor-
ge@bistum-fulda.de. 

Nr. 45  Planung der Firmanmeldungen für 2022

Die Herren Moderatoren der Pastoralverbünde, in de-
ren Pfarrgemeinden gemäß dem üblichen 2-Jah-
res-Rhythmus zum letzten Mal im Jahr 2020 das Sakra-
ment der Hl. Firmung gespendet wurde, sind gebeten, 
bis zum 30. Juni 2021 nach Rücksprache mit den Mit-
brüdern im Pastoralverbund die Firmspendung für das 
Jahr 2022 zu beantragen.

Diese Beantragung erfolgt schriftlich an die Referentin 
Frau Anne Schmitz (anne.schmitz@bistum-fulda.de) 
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unter Angabe eines gewünschten Zeitraums, in dem die 
Firmfeiern im Pastoralverbund stattfinden sollen. Fer-
ner sind anzugeben:

- die Zahl der insgesamt im Pastoralverbund be-
nötigten Firmfeiern

- Firmorte (ggf. Angabe über gemeinsame Firm-
feiern mehrerer Gemeinden)

- erwartete Firmbewerberzahl der einzelnen Ge-
meinden.

Nach Eingang der Anmeldungen und nach Abstimmung 
des Bischofs mit den Firmspendern werden die Namen 
der Firmspender für die einzelnen Pastoralverbünde im 
Amtsblatt veröffentlicht. Die genaue Terminabsprache 
erfolgt dann zwischen dem jeweiligen Moderator und 
dem Büro des Firmspenders.

Nr. 46 Schriftenversand

 Das Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz 
in Bonn beabsichtigt, in Kürze folgende Broschü-
ren herauszugeben:

Arbeitshilfen

Nr. 322 Katholischer Kinder- und Jugendbuch-
preis 2021:

 Empfangsliste 2021

 Die Jury des Katholischen Kinder- und Jugend-
buchpreises hat aus 175 Werken, die von 61 
Verlagen zum Wettbewerb des Katholischen 
Kinder- Und Jugendbuchpreises 2021 einge-
reicht wurden, 15 Bücher als besonders empfeh-
lenswert ausgezeichnet. Die Empfehlungsliste 
wird mit Einzelrezensionen der 15 Bücher in 
der Reihe der Arbeitshilfen erscheinen und wei-
tere Informationen zum Kinder- und Jugend-
buchpreis erhalten. Ein Preisbuch gibt es in die-
sem Jahr aus verschieden Gründen nicht. 
Ebenso wie auf eine Preisverleihung verzichtet.

Die deutschen Bischöfe - Pastoralkommission 
Nr. 51 Bleibt hier und wacht mit mir! (Mt  

26,38). Palliative und seelsorgliche Beglei-
tung von Sterbenden

 Die Gestaltung der letzten Lebensphase alter 
und kranker Menschen wird gegenwärtig inten-
siv diskutiert. Die Hospiz- und Palliativversor-
gung stellt dabei eine wichtige Perspektive dar, 
die Menschen mit einer  lebensbedrohlichen Er-
krankung ein Sterben in Würde ermöglicht. Die 
Erklärung der Pastoralkommission „Bleibt hier 
und wacht mit mir!“ (Mt 26,38). Palliative und 
seelsorgliche Begleitung von Sterbenden veror-
tet kirchliche Seelsorge im Rahmen der Hospiz- 
und Palliativversorgung. Sie setzt die drei Be-
reiche der Palliative Care, Spiritual Care und 
kirchlichen Seelsorge zueinander ins Verhältnis 

und erschließt ihre Profile so, dass sie für die 
unterschiedlichen Berufsgruppen sowie für Pa-
tientinnen und Patienten und deren Angehörige 
nachvollziehbar werden. Das Dokument nimmt 
dabei auch erstmals Stellung zu dem noch jun-
gen Fachgebiet „Spiritual Care“, das sich mit 
der kirchlichen Seelsorge teilweise überschnei-
det, aber auch von ihr unterscheidet.

Diese Broschüren können bestellt werden bei

 Deutsche Bischofskonferenz
 Zentrale Dienste/Organisation
 Kaiserstr. 161
 53113 Bonn
 Telefon: 0228 103-205
 Fax: 0228 103-330
 E-Mail: broschueren@dbk.de
 oder als PDF-Version unter
 www.dbk.de
heruntergeladen werden.

Nr. 47 Sommersammlung der Caritas diesmal vom 
27. Mai bis 6. Juni

Ende Mai startet im hessischen Teil des Bistums Fulda 
die diesjährige Sommersammlung der Caritas. Die 
Sammlungstage gehen dieses Mal vom 27 Mai bis zum 
6. Juni. Im thüringischen Bistumsteil fand die Samm-
lung bereits im April statt.  
 
Nach wie vor sind wegen der anhaltenden Corona-Pande-
mie die Rahmenbedingungen zur Durchführung der 
Haussammlung erschwert, insofern muss jede Kirchenge-
meinde vor Ort sehen, ob und in welcher Form sie die 
Sammlung durchführen kann. Die Caritas ist dankbar für 
alle Ideen und Strategien, die zu einem guten Sammlungs-
ergebnis beitragen. Darüber hinaus geht es natürlich auch 
immer bei den Sammlungswochen darum, die Caritas-Ar-
beit im Bistum für möglichst viele Menschen sichtbar zu 
machen. Der Sammlungsflyer informiert daher auch über 
das gesamte Angebot der Caritas im Bistum Fulda.
  
Begleitet werden die Caritassammlungen des Jahres 
2021 von der aktuellen Kampagne des deutschen Cari-
tasverbandes „Das machen wir gemeinsam“, die auf ein 
gesellschaftsübergreifendes Überwinden der derzeiti-
gen Corona-Krise abzielt. Infos zur Kampagne können 
abgerufen werden im Netz unter www.dasmachenwir-
gemeinsam.de oder beim Fuldaer Caritas-Pressereferat 
(Kontaktmöglichkeiten siehe am Ende der Meldung).

Alle Materialien für die Kirchengemeinden, welche die 
Sammlung als Haussammlung durchführen (Flyer, Pla-
kate, Sammlungslisten etc.) wurden bereits per On-
line-Bestellung von den Kirchengemeinden geordert 
und werden rechtzeitig ausgeliefert bzw. sind schon zu-
gestellt. Die Caritas-Sammlung kann nicht nur als
Haussammlung sondern alternativ auch per Mailing 
durchgeführt werden. Der Diözesan-Caritasverband 
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fragt demnächst wieder online bei den Kirchengemein-
den ab, in welcher Form sie in dem Fall dann die Herbst-
sammlung 2021 durchführen wollen, und welche Mate-
rialien sie dazu benötigen. 

Das von den Kirchengemeinden im Rahmen der dem-
nächst startenden Sommersammlung eingenommene 
Spendengeld kommt in zweierlei Hinsicht zum Einsatz: 
Während die erste Hälfte jeder Spende in die verband-
liche Caritas-Arbeit fließt, verbleibt die andere Hälfte in 
der jeweiligen Gemeinde und dient der Pfarrcaritas zur 
Finanzierung lokaler Projekte. Anregungen und Hilfe 
in Bezug auf die Aufstellung der Pfarrcaritas bietet der 
Diözesan-Caritasverband mit seinem Referat Gemein-
decaritas – Kontakt gemeindecaritas@caritas-fulda.de.  

Rückfragen zur Caritas-Sammlung richten Sie bitte an 
das Referat Presse- und Öffentlichkeitsarbeit des Cari-
tasverbandes für die Diözese Fulda: Telefon 0661/2428-
161, 

E-Mail oeffentlichkeitsarbeit@caritas-fulda.de.

Nr. 48  Personalien

– Geistliche –

Ernennung

L u k e s ,  Mario, Pfarrer, Eschwege, zum Moderator 
des Pastoralverbundes St. Gabriel Werra-Meißner: 
01.03.2021

Entpflichtung

S c h m i t t ,  Christian, Pfarrer, Fulda, als Subsidiar 
(mitarbeitender Priester) im Pastoralverbund St. Anto-
nius von Padua Fulda-West in der Pfarrei St. Martin Ful-
da und von der Mithilfe in der Schülerseelsorge des 
Pastoralverbundes: 30.06.2021

Versetzung in den Ruhestand

J ü n e m a n n ,  Heribert, Pfarrer, Erlöser der Welt 
Bruchköbel: 15.09.2021

In die Ewigkeit wurden heimgerufen

H e i m ,  Franz, Geistlicher Rat, Pfarrer i. R., Bad Orb 
(P. M.): 18.02.2021

S e s a r, Mladen OFM, Kroatien: 28.02.2021

K u t z k a ,  Eugen, Geistlicher Rat, OStR i. K. i. R.., 
Fulda (P. M.): 03.03.2021

H o f m a n n ,  Walter, Geistlicher Rat, OStR i . K. i. R., 
Fulda: 06.03.2021


